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§ 6b �bertragung stiller Reserven bei der Ver�ußerung
bestimmter AnlagegÅter1

(1) 1Steuerpflichtige, die

Grund und Boden,

Aufwuchs auf Grund und Boden mit dem dazugehÇrigen Grund und Boden, wenn der Aufwuchs zu einem
land- und forstwirtschaftlichen BetriebsvermÇgen gehÇrt,

Geb�ude oder Binnenschiffe

ver�ußern, kÇnnen im Wirtschaftsjahr der Ver�ußerung von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten
der in Satz 2 bezeichneten WirtschaftsgÅter, die im Wirtschaftsjahr der Ver�ußerung oder im vorangegan-
genen Wirtschaftsjahr angeschafft oder hergestellt worden sind, einen Betrag bis zur HÇhe des bei der
Ver�ußerung entstandenen Gewinns abziehen. 2Der Abzug ist zul�ssig bei den Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten von

1. Grund und Boden,

soweit der Gewinn bei der Ver�ußerung von Grund und Boden entstanden ist,

2. Aufwuchs auf Grund und Boden mit dem dazugehÇrigen Grund und Boden, wenn der Aufwuchs zu
einem land- und forstwirtschaftlichen BetriebsvermÇgen gehÇrt,

soweit der Gewinn bei der Ver�ußerung von Grund und Boden oder der Ver�ußerung von Aufwuchs
auf Grund und Boden mit dem dazugehÇrigen Grund und Boden entstanden ist,

3. Geb�uden,

soweit der Gewinn bei der Ver�ußerung von Grund und Boden, von Aufwuchs auf Grund und Boden
mit dem dazugehÇrigen Grund und Boden oder Geb�uden entstanden ist, oder

4. Binnenschiffen,

soweit der Gewinn bei der Ver�ußerung von Binnenschiffen entstanden ist.

3Der Anschaffung oder Herstellung von Geb�uden steht ihre Erweiterung, ihr Ausbau oder ihr Umbau
gleich. 4Der Abzug ist in diesem Fall nur von dem Aufwand fÅr die Erweiterung, den Ausbau oder den Um-
bau der Geb�ude zul�ssig.

(2) 1Gewinn im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 ist der Betrag, um den der Ver�ußerungspreis nach Abzug der
Ver�ußerungskosten den Buchwert Åbersteigt, mit dem das ver�ußerte Wirtschaftsgut im Zeitpunkt der
Ver�ußerung anzusetzen gewesen w�re. 2Buchwert ist der Wert, mit dem ein Wirtschaftsgut nach § 6 an-
zusetzen ist.

(2a)21Werden im Wirtschaftsjahr der Ver�ußerung der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten WirtschaftsgÅter
oder in den folgenden vier Wirtschaftsjahren in Absatz 1 Satz 2 bezeichnete WirtschaftsgÅter angeschafft
oder hergestellt oder sind sie in dem der Ver�ußerung vorangegangenen Wirtschaftsjahr angeschafft oder
hergestellt worden, die einem BetriebsvermÇgen des Steuerpflichtigen in einem anderen Mitgliedstaat
der Europ�ischen Union oder des Europ�ischen Wirtschaftsraums zuzuordnen sind, kann auf Antrag des
Steuerpflichtigen die festgesetzte Steuer, die auf den Gewinn im Sinne des Absatzes 2 entf�llt, in fÅnf
gleichen Jahresraten entrichtet werden; die Frist von vier Jahren verl�ngert sich bei neu hergestellten Ge-
b�uden auf sechs Jahre, wenn mit ihrer Herstellung vor dem Schluss des vierten auf die Ver�ußerung fol-
genden Wirtschaftsjahres begonnen worden ist. 2Der Antrag kann nur im Wirtschaftsjahr der Ver�uße-
rung der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten WirtschaftsgÅter gestellt werden. 3§ 36 Absatz 5 Satz 2 bis 5 ist
sinngem�ß anzuwenden. 4Unterbleibt der Nachweis einer in Satz 1 genannten Anschaffung oder Herstel-
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1 Anm. d. Red.: § 6b Abs. 2a i. d. F. des Gesetzes v. 25. 3. 2019 (BGBl I S. 357) mit Wirkung v. 29. 3. 2019; Abs. 5 und 8
i. d. F. des Gesetzes v. 26. 6. 2013 (BGBl I S. 1809) mit Wirkung v. 30. 6. 2013.

2 Anm. d. Red.: Zur Anwendung des § 6b Abs. 2a siehe § 52 Abs. 14 S�tze 1 und 3.
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lung durch den Steuerpflichtigen, sind fÅr die Dauer des durch die Ratenzahlung gew�hrten Zahlungsauf-
schubs Zinsen in entsprechender Anwendung des § 234 der Abgabenordnung zu erheben. 5Unterschreiten
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der angeschafften oder hergestellten WirtschaftsgÅter den Ge-
winn im Sinne des Absatzes 2, gilt Satz 4 mit der Maßgabe, dass die Zinsen nur auf den Unterschieds-
betrag erhoben werden. 6Bei der Zinsberechnung ist davon auszugehen, dass der Unterschiedsbetrag an-
teilig auf alle Jahresraten entf�llt. 7Zu den nach Satz 1 angeschafften oder hergestellten WirtschaftsgÅtern
gehÇren auch die einem BetriebsvermÇgen des Steuerpflichtigen im Vereinigten KÇnigreich Großbritan-
nien und Nordirland zuzuordnenden WirtschaftsgÅter, soweit der Antrag nach Satz 1 vor dem Zeitpunkt
gestellt worden ist, ab dem das Vereinigte KÇnigreich Großbritannien und Nordirland nicht mehr Mitglied-
staat der Europ�ischen Union ist und auch nicht wie ein solcher zu behandeln ist.

(3)11Soweit Steuerpflichtige den Abzug nach Absatz 1 nicht vorgenommen haben, kÇnnen sie im Wirt-
schaftsjahr der Ver�ußerung eine den steuerlichen Gewinn mindernde RÅcklage bilden. 2Bis zur HÇhe die-
ser RÅcklage kÇnnen sie von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten der in Absatz 1 Satz 2 bezeichne-
ten WirtschaftsgÅter, die in den folgenden vier Wirtschaftsjahren angeschafft oder hergestellt worden
sind, im Wirtschaftsjahr ihrer Anschaffung oder Herstellung einen Betrag unter BerÅcksichtigung der Ein-
schr�nkungen des Absatzes 1 Satz 2 bis 4 abziehen. 3Die Frist von vier Jahren verl�ngert sich bei neu her-
gestellten Geb�uden auf sechs Jahre, wenn mit ihrer Herstellung vor dem Schluss des vierten auf die Bil-
dung der RÅcklage folgenden Wirtschaftsjahres begonnen worden ist. 4Die RÅcklage ist in HÇhe des abge-
zogenen Betrags gewinnerhÇhend aufzulÇsen. 5Ist eine RÅcklage am Schluss des vierten auf ihre Bildung
folgenden Wirtschaftsjahres noch vorhanden, so ist sie in diesem Zeitpunkt gewinnerhÇhend aufzulÇsen,
soweit nicht ein Abzug von den Herstellungskosten von Geb�uden in Betracht kommt, mit deren Herstel-
lung bis zu diesem Zeitpunkt begonnen worden ist; ist die RÅcklage am Schluss des sechsten auf ihre Bil-
dung folgenden Wirtschaftsjahres noch vorhanden, so ist sie in diesem Zeitpunkt gewinnerhÇhend auf-
zulÇsen.

(4) 1Voraussetzung fÅr die Anwendung der Abs�tze 1 und 3 ist, dass

1. der Steuerpflichtige den Gewinn nach § 4 Absatz 1 oder § 5 ermittelt,

2. die ver�ußerten WirtschaftsgÅter im Zeitpunkt der Ver�ußerung mindestens sechs Jahre ununter-
brochen zum AnlagevermÇgen einer inl�ndischen Betriebsst�tte gehÇrt haben,

3. die angeschafften oder hergestellten WirtschaftsgÅter zum AnlagevermÇgen einer inl�ndischen Be-
triebsst�tte gehÇren,

4. der bei der Ver�ußerung entstandene Gewinn bei der Ermittlung des im Inland steuerpflichtigen
Gewinns nicht außer Ansatz bleibt und

5. der Abzug nach Absatz 1 und die Bildung und AuflÇsung der RÅcklage nach Absatz 3 in der BuchfÅh-
rung verfolgt werden kÇnnen.

2Der Abzug nach den Abs�tzen 1 und 3 ist bei WirtschaftsgÅtern, die zu einem land- und forstwirtschaftli-
chen Betrieb gehÇren oder der selbst�ndigen Arbeit dienen, nicht zul�ssig, wenn der Gewinn bei der Ver-
�ußerung von WirtschaftsgÅtern eines Gewerbebetriebs entstanden ist.

(5) An die Stelle der Anschaffungs- oder Herstellungskosten im Sinne des Absatzes 1 tritt in den F�llen, in
denen das Wirtschaftsgut im Wirtschaftsjahr vor der Ver�ußerung angeschafft oder hergestellt worden
ist, der Buchwert am Schluss des Wirtschaftsjahres der Anschaffung oder Herstellung.

(6) 1Ist ein Betrag nach Absatz 1 oder 3 abgezogen worden, so tritt fÅr die Absetzungen fÅr Abnutzung
oder Substanzverringerung oder in den F�llen des § 6 Absatz 2 und Absatz 2a im Wirtschaftsjahr des Ab-
zugs der verbleibende Betrag an die Stelle der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 2In den F�llen des
§ 7 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 sind die um den Abzugsbetrag nach Absatz 1 oder 3 geminderten An-
schaffungs- oder Herstellungskosten maßgebend.
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1 Anm. d. Red.: Zur Anwendung des § 6b Abs. 3 siehe § 52 Abs. 14 S�tze 4 und 5.
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(7) Soweit eine nach Absatz 3 Satz 1 gebildete RÅcklage gewinnerhÇhend aufgelÇst wird, ohne dass ein
entsprechender Betrag nach Absatz 3 abgezogen wird, ist der Gewinn des Wirtschaftsjahres, in dem die
RÅcklage aufgelÇst wird, fÅr jedes volle Wirtschaftsjahr, in dem die RÅcklage bestanden hat, um 6Prozent
des aufgelÇsten RÅcklagenbetrags zu erhÇhen.

(8)11Werden WirtschaftsgÅter im Sinne des Absatzes 1 zum Zweck der Vorbereitung oder DurchfÅhrung
von st�dtebaulichen Sanierungs- oder Entwicklungsmaßnahmen an einen der in Satz 2 bezeichneten Er-
werber Åbertragen, sind die Abs�tze 1 bis 7 mit der Maßgabe anzuwenden, dass

1. die Fristen des Absatzes 3 Satz 2, 3 und 5 sich jeweils um drei Jahre verl�ngern und

2. an die Stelle der in Absatz 4 Nummer2 bezeichneten Frist von sechs Jahren eine Frist von zwei Jah-
ren tritt.

2Erwerber im Sinne des Satzes 1 sind GebietskÇrperschaften, Gemeindeverb�nde, Verb�nde im Sinne des
§ 166 Absatz 4 des Baugesetzbuchs, Planungsverb�nde nach § 205 des Baugesetzbuchs, Sanierungstr�ger
nach § 157 des Baugesetzbuchs, Entwicklungstr�ger nach § 167 des Baugesetzbuchs sowie Erwerber, die
st�dtebauliche Sanierungsmaßnahmen als EigentÅmer selbst durchfÅhren (§ 147 Absatz 2 und § 148 Ab-
satz 1 Baugesetzbuch).

(9) Absatz 8 ist nur anzuwenden, wenn die nach Landesrecht zust�ndige BehÇrde bescheinigt, dass die
�bertragung der WirtschaftsgÅter zum Zweck der Vorbereitung oder DurchfÅhrung von st�dtebaulichen
Sanierungs- oder Entwicklungsmaßnahmen an einen der in Absatz 8 Satz 2 bezeichneten Erwerber erfolgt
ist.

(10)21Steuerpflichtige, die keine KÇrperschaften, Personenvereinigungen oder VermÇgensmassen sind,
kÇnnen Gewinne aus der Ver�ußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften bis zu einem Betrag von
500000 Euro auf die im Wirtschaftsjahr der Ver�ußerung oder in den folgenden zwei Wirtschaftsjahren
angeschafften Anteile an Kapitalgesellschaften oder angeschafften oder hergestellten abnutzbaren be-
weglichen WirtschaftsgÅter oder auf die im Wirtschaftsjahr der Ver�ußerung oder in den folgenden vier
Wirtschaftsjahren angeschafften oder hergestellten Geb�ude nach Maßgabe der S�tze 2 bis 10 Åbertra-
gen. 2Wird der Gewinn im Jahr der Ver�ußerung auf Geb�ude oder abnutzbare bewegliche Wirtschafts-
gÅter Åbertragen, so kann ein Betrag bis zur HÇhe des bei der Ver�ußerung entstandenen und nicht nach
§ 3 Nummer40 Satz 1 Buchstabea und b in Verbindung mit § 3c Absatz 2 steuerbefreiten Betrags von den
Anschaffungs- oder Herstellungskosten fÅr Geb�ude oder abnutzbare bewegliche WirtschaftsgÅter abge-
zogen werden. 3Wird der Gewinn im Jahr der Ver�ußerung auf Anteile an Kapitalgesellschaften Åbertra-
gen, mindern sich die Anschaffungskosten der Anteile an Kapitalgesellschaften in HÇhe des Ver�uße-
rungsgewinns einschließlich des nach § 3 Nummer 40 Satz 1 Buchstabea und b in Verbindung mit § 3c Ab-
satz 2 steuerbefreiten Betrags. 4Absatz 2, Absatz 4 Satz 1 Nummer 1, 2, 3, 5 und Satz 2 sowie Absatz 5 sind
sinngem�ß anzuwenden. 5Soweit Steuerpflichtige den Abzug nach den S�tzen 1 bis 4 nicht vorgenommen
haben, kÇnnen sie eine RÅcklage nach Maßgabe des Satzes 1 einschließlich des nach § 3 Nummer40 Satz 1
Buchstabe a und b in Verbindung mit § 3c Absatz 2 steuerbefreiten Betrags bilden. 6Bei der AuflÇsung der
RÅcklage gelten die S�tze 2 und 3 sinngem�ß. 7Im Fall des Satzes 2 ist die RÅcklage in gleicher HÇhe um
den nach § 3 Nummer40 Satz 1 Buchstabe a und b in Verbindung mit § 3c Absatz 2 steuerbefreiten Betrag
aufzulÇsen. 8Ist eine RÅcklage am Schluss des vierten auf ihre Bildung folgenden Wirtschaftsjahres noch
vorhanden, so ist sie in diesem Zeitpunkt gewinnerhÇhend aufzulÇsen. 9Soweit der Abzug nach Satz 6
nicht vorgenommen wurde, ist der Gewinn des Wirtschaftsjahres, in dem die RÅcklage aufgelÇst wird, fÅr
jedes volle Wirtschaftsjahr, in dem die RÅcklage bestanden hat, um 6Prozent des nicht nach § 3 Num-
mer 40 Satz 1 Buchstabe a und b in Verbindung mit § 3c Absatz 2 steuerbefreiten aufgelÇsten RÅcklagen-
betrags zu erhÇhen. 10FÅr die zum GesamthandsvermÇgen von Personengesellschaften oder Gemeinschaf-
ten gehÇrenden Anteile an Kapitalgesellschaften gelten die S�tze 1 bis 9 nur, soweit an den Personenge-
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1 Anm. d. Red.: Zur Anwendung des § 6b Abs. 8 siehe § 52 Abs. 14 S�tze 4 und 5.

2 Anm. d. Red.: Zur Anwendung des § 6b Abs. 10 siehe § 52 Abs. 14 S�tze 2, 4 und 5.
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sellschaften und Gemeinschaften keine KÇrperschaften, Personenvereinigungen oder VermÇgensmassen
beteiligt sind.
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chend von der Handelsbilanz gebildet werden kann, sieht das Gesetz besondere Aufzeich-
nungspflichten durch laufende FÅhrung eines Verzeichnisses vor (§ 5 Abs. 1 Satz 2 EStG). Zur
ErfÅllung dieser Aufzeichnungspflichten ist bei der Bildung der steuerfreien RÅcklage der An-
satz in der Steuerbilanz ausreichend;1 die Aufnahme des Wirtschaftsguts in das besondere
Verzeichnis ist erst bei �bertragung der RÅcklage erforderlich.2

(Einstweilen frei)
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Ersatzbeschaffung
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RfE, StB 2017, 127; Schoor, Rechtsentwicklungen zur RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung, StBp 2014, 6; We-
ber-Grellet, Funktionsgleichheit des Ersatzwirtschaftsguts als Voraussetzung einer Ersatzbeschaffungs-
rÅcklage, StuB 2004, 459; Wit, RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung: Neubestimmung der Reinvestitionsfrist
und Anforderung an Investitionsabsicht, DStR 2012, 948.

A. Allgemeine Erl�uterungen

I. Rechtsentwicklung und Bedeutung des Instituts der �bertragung stiller
Reserven bei Ersatzbeschaffung

�bernahme von Rechtsprechungsgrunds�tzen durch die Verwaltung: Als Abweichung vom
Realisationsprinzip ist die ErsatzbeschaffungsvergÅnstigung eine SchÇpfung der Rechtspre-
chung. Bereits der RFH1 und ihm folgend auch der BFH2 haben die Versteuerung offen gelegter
stiller Reserven als unbillig empfunden, wenn das Wirtschaftsgut ohne oder gar gegen den
Willen des Steuerpflichtigen, durch Einwirkung hÇherer Gewalt oder auf Grund eines behÇrdli-
chen Eingriffs, aus dem BetriebsvermÇgen ausgeschieden ist. Der Steuerpflichtige soll Åber die
durch das Ausscheiden des Wirtschaftsguts aus seinem BetriebsvermÇgen erlangten Betr�ge
(Entsch�digungen, Abfindungen oder Kaufpreise) ungeschm�lert zur Ersatzbeschaffung ver-
fÅgen kÇnnen. H�tte er in diesem Falle die aufgedeckten stillen Reserven zu versteuern, so
wÅrde dadurch die Ersatzbeschaffung des ausgeschiedenen Wirtschaftsguts erschwert oder
gar unmÇglich gemacht.3 Rechtsprechung und Finanzverwaltung4 lassen daher zu, dass stille
Reserven auf ein Ersatzwirtschaftsgut Åbertragen werden und die Besteuerung aufgeschoben
wird.
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1 Grundlegend RFH v. 2.4.1930, RStBl 1930, 313; ferner RFH v. 18.6.1929, RStBl 1929, 523; RFH v. 22.11.1933,
RStBl. 1934, 430; RFH v. 31.10.1934, StuW 1934, Nr. 727; RFH v. 10.8.1938, RStBl. 1938, 915; RFH v. 14.9.1938,
RStBl. 1938, 1062; RFH v. 3.5.1944, RStBl 1944, 619; zur Rspr. des RFH siehe Ebling in FS Moxter, 1994, 1005, 1007 ff.
und Marchal, Die steuerrechtlichen Grundlagen der RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung, S. 23 ff.

2 Siehe etwa BFH v. 17.10.1961 - I 283/60 S, BStBl 1961 III 566; BFH v. 8.10.1975 - I R 134/73, BStBl 1976 II 186; BFH
v. 11.4.1989VIII R 302/84, BStBl 1989 II 697; BFH v. 2.3.1990 - III R 70/87, BStBl 1990 II 733; BFH v. 17.10.1991 - IV
R 97/89, BStBl 1992 II 392; BFH v. 10.6.1992 - I R 9/91, BStBl 1993 II 41; BFH v. 29.6.1995 - VIII R 2/94, BStBl 1996 II 60;
BFH v. 4.2.1999 - IV R 57/97, BStBl 1999 II 602 und zuletzt BFH v. 12.1.2012 - IV R 4/09, BStBl 2014 II 443 jeweils
m.w. N.

3 BFH v. 14.10.1999 - IV R 15/99, BStBl 2001 II 130 und BFH v. 13.10.2010 - I R 79/09, BStBl 2014 II 943 betr. zwangs-
weise AktienÅbertragung beim sog. Squeeze-out mit Anm. Kanzler, FR 2011, 479. Die Verfassungsbeschwerde wurde
nicht zur Entscheidung angenommen (BVerfG v. 23.10.2011 - 2 BvR 1098/11, n.v.).

4 R 6.6 EStR; zuvor Abschn. 35 EStR 1990.
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Begrifflichkeiten: Die BegÅnstigung wird allgemein als RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung (RfE)
bezeichnet, obwohl sie in erster Linie die unmittelbare �bertragung des Gewinns in demsel-
ben Wirtschaftsjahr ermÇglicht, in dem das zu ersetzende Wirtschaftsgut ausscheidet und es
daher der Bildung einer RÅcklage nicht bedarf. Die RÅcklage erweitert so die MÇglichkeit der
�bertragung stiller Reserven auf weitere dem Schadensereignis folgende Wirtschaftsjahre. Als
Oberbegriff fÅr beide Maßnahmen wird daher hier die Formulierung „Ersatzbeschaffungs-
begÅnstigung“ vorgezogen.

Krisenbedingte Anpassungen: Im Zuge der mehrfachen pandemiebedingten Verl�ngerung der
Reinvestitionsfristen des § 6b EStG durch das 2. Corona-Steuerhilfegesetz, das KÇMoG und das
4. Corona-Steuerhilfegesetz (siehe fiRz. 11) wurden auch die Fristen fÅr die Ersatzbeschaf-
fungsrÅcklage entsprechend verl�ngert (siehe fi Rz. 11). Nach dem letzten dazu ergangenen
BMF-Schreiben1 verl�ngern sich die in R 6.6 Abs. 4 Satz 3 bis 6, Abs. 5 Satz 5 und 6 sowie Abs. 7
Satz 3 und 4 EStR geregelten Fristen fÅr die Ersatzbeschaffung oder Reparatur bei Besch�di-
gung nach Bildung einer RÅcklage nach R 6.6 Abs. 4 EStR jeweils um drei Jahre, wenn die RÅck-
lage ansonsten am Schluss des nach dem 29.2.2020 und vor dem 1.1.2021 endenden Wirt-
schaftsjahrs aufzulÇsen w�re. Die genannten Fristen verl�ngern sich um zwei Jahre, wenn die
RÅcklage am Schluss des nach dem 31.12.2020 und vor dem 1.1.2022 endenden Wirtschafts-
jahrs aufzulÇsen w�re und sie verl�ngern sich um ein Jahr, wenn die RÅcklage am Schluss des
nach dem 31.12.2021 und vor dem 1.1.2023 endenden Wirtschaftsjahrs aufzulÇsen w�re.

PPRRAAXXIISSHHIINNWWEEIISS::

Die AuflÇsung der RÅcklage ohne Ersatzbeschaffung lÇst keine Verzinsung aus (siehefiRz. 361).

II. Rechtsgrundlage der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung

Die Rechtsgrundlagen der GewinnÅbertragung zur Ersatzbeschaffung sind nicht eindeutig.
Zum Teil wird das Rechtsinstitut als Billigkeitsmaßnahme auf gewohnheitsrechtlicher Grund-
lage anerkannt,2 nach a. A. beruht es auf einer einschr�nkenden Auslegung des Realisations-
grundsatzes.3 FÅr das BVerfG kann es dahingestellt bleiben, ob die den Steuerpflichtigen be-
gÅnstigenden Rechtsgrunds�tze zur RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung zwischenzeitlich gewohn-
heitsrechtliche Geltung erlangt haben, weil das Realisationsprinzip letztlich im Wege einer te-
leologischen Reduktion in F�llen einer zwangsweisen Aufdeckung stiller Reserven einge-
schr�nkt wird.4

Gewohnheitsrechtliche Grundlagen und Analogieverbot: Die Entstehung von Gewohnheits-
recht ist zwar von Verfassungs wegen auch im Steuerrecht nicht von vornherein ausgeschlos-
sen. In Bezug auf die RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung kann sich solches Gewohnheitsrecht aber
allenfalls in dem Umfang gebildet haben, in dem die wichtigsten Auslegungsergebnisse der
Rechtsprechung des RFH und des BFH einschließlich der Einr�umung eines Wahlrechts zu einer
allgemeinen RechtsÅberzeugung gefÅhrt haben. Es ist daher nicht ausgeschlossen, dass außer-
halb dieses Kernbereichs vergleichbare weitere F�lle im Wege der Rechtsfortbildung der RÅck-
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1 BMF v. 20.9.2022, BStBl 2022 I 1379.

2 Siehe nur BFH v. 4.2.1999 - IV R 57/97, BStBl 1999 II 602; die gewohnheitsrechtliche Grundlage ablehnend: Marchal,
Die steuerrechtlichen Grundlagen der RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung, S. 81 ff.

3 Die zun�chst auch mit der wirtschaftlichen Betrachtungsweise gerechtfertigt wurde: BFH v. 3.9.1957 - I 315/56 U,
BStBl 1957 III 386; zum Meinungsstreit siehe auch BFH v. 13.10.2010 - I R 79/09, BStBl 2014 II 943 zu Rz. 19 f.

4 BVerfG v. 20.5.1988 - 1 BvR 273/88, BB 1988, 1716; BFH v. 14.11.1990 - X R 85/87, BStBl 1991 II 222.
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lage fÅr Ersatzbeschaffung unterstellt werden und das Institut daher zu erweitern w�re.1 Da-
bei ist jedoch zu beachten, dass es keinen allgemeinen Rechtssatz gibt, wonach eine Gewinn-
verwirklichung durch Aufdeckung stiller Reserven stets vermieden werden kann, wenn das die
stillen Reserven enthaltende Wirtschaftsgut ohne oder gegen den Willen des Steuerpflichtigen
aus seinem BetriebsvermÇgen ausscheidet.2 Auch sind die seit langem von der Rechtsprechung
entwickelten Grunds�tze zur ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung keiner Analogie zu einer erst
sp�ter geschaffenen wirtschaftslenkenden Norm zug�nglich, die wie etwa § 7g EStG die Wett-
bewerbssituation kleiner und mittlerer Betriebe dadurch verbessern soll, dass deren Liquidit�t
und Eigenkapitalbildung unterstÅtzt und deren Investitions- und Innovationskraft gest�rkt
werden.3

Im Schrifttum werden die der �lteren Rechtsprechung des RFH und des BFH zugrundeliegen-
den Billigkeitserw�gungen zum Teil abgelehnt. Danach findet das Institut der RÅcklage fÅr Er-
satzbeschaffung „seine Grundlage in der dem Einkommen als wirtschaftlicher GrÇße Rech-
nung tragender Anwendung der Gewinnermittlungsvorschriften“.4 Nach a. A. ist das Institut
Ausdruck der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsf�higkeit,5 da nur Gesch�ftsvor-
f�lle betroffen sind, die kein Markteinkommen generieren.6

III. Geltungsbereich von R 6.6 EStR

Sachlicher Geltungsbereich: Die GewinnÅbertragung nach R 6.6 EStR ist den betrieblichen Ein-
kunftsarten vorbehalten und nicht analogief�hig.7 Da das Wahlrecht die Bildung einer RÅck-
lage vorsieht, gilt die Regelung grunds�tzlich nur fÅr Betriebe mit Gewinnermittlung durch Be-
triebsvermÇgensvergleich nach § 4 Abs. 1 und § 5 EStG.8 Eine in zul�ssiger Weise gebildete
RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung kann aber auch fortgefÅhrt werden, wenn der Steuerpflichtige
von der Gewinnermittlung durch BetriebsvermÇgensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG zur Einnah-
menÅberschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG Åbergeht.9 Nach von der Rechtsprechung des
BFH abweichender Auffassung wendet die Finanzverwaltung die Grunds�tze zur Ersatz-
beschaffung auch bei Gewinnermittlung durch EinnahmenÅberschussrechnung10 und nach
Durchschnittss�tzen11 sinngem�ß an, soweit im Sondergewinnbereich nach § 13a Abs. 7 EStG
stille Reserven aufgedeckt werden. Mit der Erweiterung des Anwendungsbereichs auf die Ein-
nahmenÅberschussrechnung und die Durchschnittssatzgewinnermittlung verl�sst die Finanz-
verwaltung den bisher anerkannten Kernbereich der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung und
verstÇßt damit gegen den rechtsstaatlichen Gesetzesvorbehalt i. S. des Art. 20 Abs. 3 GG (siehe
fi Rz. 347).12
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1 BFH v. 14.11.1990 - X R 85/87, BStBl 1991 II 222.

2 BFH v. 10.6.1992 - I R 9/91, BStBl 1993 II 41.

3 BFH v. 22.1.2004 - IV R 65/02, BStBl 2004 II 421 mit Anm.Weber-Grellet, StuB 2004, 459.

4 Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, 260.

5 GrÇne, StuW 2022, 39, 44 f.

6 Hennrichs, DStJG 43 (2019), 145, 167.

7 BFH v. 13.10.2010 - I R 79/09, BStBl 2014 II 943 betr. zwangsweise AktienÅbertragung beim sog. Squeeze-out.

8 BFH v. 4.2.1999 - IV R 57/97, BStBl 1999 II 602.

9 BFH v. 29.4.1999 - IV R 7/98, BStBl 1999 II 488.

10 R 6.6 Abs. 5 EStR; BMF v. 10.11.2015, BStBl 2015 I 877, Tz. 43; beil�ufig a. A. BFH v. 4.2.1999 - IV R 57/97, BStBl 1999 II
602 da die Gewinnsch�tzung betreffend.

11 BMF v. 10.11.15, BStBl 2015 I 877, Tz. 43.

12 Zum Gesetzesvorbehalt: BFH v. 11.4.2005 - GrS 2/02, BStBl 2005 II 679 unter C.4.a und BFH v. 28.11.2016 - GrS 1/15,
BStBl 2017 II 393 Rz. 90 ff.
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Auf die Tonnagegewinnermittlung nach § 5a EStG ist R 6.6 EStR nicht anzuwenden. Die Vor-
schrift des § 5a Abs. 5 Satz 2 EStG, nach der bestehende RÅcklagen nach § 6b und § 6d EStG vor
dem �bergang zur Gewinnermittlung nach § 5a EStG gewinnerhÇhend aufzulÇsen sind, sollte
ihrem Regelungszweck nach auch RÅcklagen nach R 6.6 EStR erfassen.1 Auch bei Gewinnsch�t-
zung ist die RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung nach der Rechtsprechung des BFH unzul�ssig (sie-
he aber fi Rz. 346).2

KÇrperschaftsteuer und Gewerbesteuer: R 6.6 EStR gilt Åber die Verweisung in § 8 Abs. 1 Satz 1
KStG fÅr die KÇrperschaftsteuer und schl�gt nach § 7 GewStG auch auf die Gewerbesteuer
durch (siehe auch fi Rz. 16). Zur Gewerbesteuerent- und -verstrickung bei Strukturwandel ei-
nes Betriebs siehe fi Rz. 362.

PersÇnlicher Geltungsbereich: R 6.6 EStR gilt fÅr natÅrliche und juristische Personen. Der der
Regelung zugrundeliegende Surrogationsgedanke spricht dafÅr, dass die Grunds�tze zur Er-
satzbeschaffungsrÅcklage bei Mitunternehmerschaften betriebs- bzw. gesellschaftsbezogen
anzuwenden sind (siehe fiRz. 335).3 Soweit der Gewinn eines unbeschr�nkt Steuerpflichtigen
fÅr seine ausl�ndische Betriebsst�tte nach deutschen Vorschriften zu ermitteln ist, findet R 6.6
EStR auch auf WirtschaftsgÅter Anwendung, die aus dem BetriebsvermÇgen der ausl�ndischen
Betriebsst�tte ausscheiden und dort funktionsgleich ersetzt werden.4 M. E. gilt R 6.6 EStR
ebenso wie § 6b EStG auch fÅr beschr�nkt Steuerpflichtige (siehe fi Rz. 17).

IV. Vereinbarkeit der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung mit hÇherrangigem
Recht

Verfassungsrechtlich ist die Rechtsprechung zur Ersatzbeschaffung insoweit unbedenklich, als
sie die GewinnÅbertragungen nur bei Anschaffung oder Herstellung funktionsgleicher Wirt-
schaftsgÅter zul�sst.5 Allerdings kÇnnten im Hinblick auf den Beschluss des Großen Senats des
BFH zur Unverbindlichkeit des Sanierungserlasses6 Zweifel an der Rechtm�ßigkeit der Richtlini-
enregelung zu �ußern sein, die letztlich aber unbegrÅndet sind.7 Soweit die Regelung der R 6.6
EStR nur die bisherige Rechtsprechung des BFH umsetzt, verstÇßt sie nicht gegen den Grund-
satz der Gesetzm�ßigkeit der Verwaltung. Anders als der sog. Sanierungserlass handelt es sich
daher nicht um eine autonome Verwaltungsregelung sondern um eine Wiedergabe in Ge-
wohnheitsrecht erstarkter hÇchstrichterlicher Grunds�tze. Da die jahrzehntelange Rechtspre-
chung aber auf einer Auslegung und zul�ssigen Rechtsfortbildung der einkommensteuerrecht-
lichen Gewinnermittlungsvorschriften beruht,8 w�ren gesetzgeberische Maßnahmen erst ge-
boten, wenn die tatbestandlichen Voraussetzungen der RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung Åber
ihren anerkannten Kernbereich hinaus erweitert werden sollten.9 Ein solcher Fall ist etwa mit
der Zulassung der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung bei Besch�digung eines Wirtschaftsguts
nach R 6.6 Abs. 7 EStR (dazu fi Rz. 302) oder der �bertragung der Grunds�tze zur Ersatz-
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1 A. A. GrÇne, StuW 2022, 39, 40.

2 BFH v. 4.2.1999 - IV R 57/97, BStBl 1999 II 602 gegen R 35 Abs. 6 EStR a. F.

3 BFH v. 22.1.2004 - IV R 65/02, BStBl 2004 I 421 unter 2.c.

4 Kanzler in Prinz/Kanzler, Handbuch Bilanzsteuerrecht, 4. Aufl. 2021, Rz. 5487.

5 BVerfG v. 20.5.1988 - 1 BvR 273/88, BB 1988, 1716.

6 BFH v. 28.11.2016 - GrS 1/15, BStBl 2017 II 393 Rz. 90 ff.

7 Vgl. Hennrichs in Tipke/Lang, Steuerrecht, 24. Aufl. 2021, Rz. 9.424.

8 BVerfG v. 20.5.1988 - 1 BvR 273/88, BB 1988, 1716; a. A. Marchal, Die steuerrechtlichen Grundlagen der RÅcklage fÅr
Ersatzbeschaffung, S. 108 ff., 129 ff.,154 ff.

9 �hnlich BFH v. 14.11.1990 - X R 85/87, BStBl 1991 II 222; ebenso: Ebling in FS Moxter, 1994, 1005, 1021 f.
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beschaffung auf die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG bzw. § 13a EStG gegeben (dazu
fi Rz. 287 und fi Rz. 346 ff.).

Unionsrechtlich begegnen Rechtsprechung und Verwaltungspraxis keinen Bedenken, weil un-
beschr�nkt Steuerpflichtige die GewinnÅbertragung auch fÅr ihre WirtschaftsgÅter zusteht,
die in ihrer ausl�ndischen, der deutschen Gewinnermittlung unterliegenden Betriebsst�tte
ausscheiden und funktionsgleich ersetzt werden. Allerdings hat der EuGH in dem �bertra-
gungsverbot auf WirtschaftsgÅter einer ausl�ndischen Betriebsst�tte gem. § 6b Abs. 4 Satz 1
Nr. 3 EStG einen Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit (Art. 49 AEUV und Art. 31 EWR-Ab-
kommen) gesehen,1 was zu der Stundungsregelung des § 6b Abs. 2a EStG gefÅhrt hat (siehe
fi Rz.140 ff.). Obwohl der EuGH in seinem Urteil wiederholt den Begriff des Ersatzwirtschafts-
guts und nicht den des Reinvestitionsguts verwendet, sind die Grunds�tze seiner Entscheidung
nicht auf die der ReinvestitionsrÅcklage �hnliche RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung zu Åbertra-
gen. Einen Outbound-Fall kann es hierbei nicht geben, weil die notwendige Voraussetzung der
Anschaffung eines funktionsgleichen Wirtschaftsguts eine Ersatzbeschaffung in einer anderen
Betriebsst�tte ausschließt.2

V. Verh�ltnis der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung zu anderen Vorschriften

Verh�ltnis zu § 3a EStG: Die Steuerbefreiung von Sanierungsertr�gen setzt nach § 3a Abs. 1
Satz 2 EStG u. a. zwar voraus, dass steuerliche Wahlrechte gewinnmindernd ausgeÅbt werden
(siehe KKB/Kanzler, § 3a EStG Rz. 87 ff.). Das durch R 6.6 EStR einger�umte Wahlrecht unter-
liegt allerdings nicht diesem AusÅbungszwang. Aufgrund des Gesetzesvorbehalts (Art. 20
Abs. 3 GG) muss es der Verwaltung verwehrt bleiben, ohne gesetzliche Grundlage steuerliche
Wahlrechte zu schaffen, die dann nach § 3a Abs. 1 Satz 2 EStG eine Belastung bewirken.3

Verh�ltnis zu §§ 6b, 6c EStG: Die Reinvestitions- und die ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung wei-
sen gewisse Gemeinsamkeiten auf. Soweit sich ihr Anwendungsbereich aber unterscheidet,
beruht dies auf dem unterschiedlichen Normzweck beider Regelungen. W�hrend § 6b EStG als
Lenkungs- oder Sozialzwecknorm mit Subventionscharakter (siehe fi Rz. 1) nur bestimmte
WirtschaftsgÅter des AnlagevermÇgens begÅnstigt, dient die Verwaltungsanordnung in R 6.6
EStR aufgrund einschr�nkender Auslegung des Realisationsgrundsatzes einem Fiskalzweck4

und erfasst damit alle WirtschaftsgÅter des BetriebsvermÇgens unterschiedslos, also auch das
UmlaufvermÇgen. Zu den Gemeinsamkeiten und Unterschieden der BegÅnstigungen nach
§ 6b EStG und R 6.6 EStR siehe die �bersicht Anhang 2 zu § 6b EStG.

Grunds�tzlich schließen die Ersatzbeschaffungs- und die ReinvestitionsbegÅnstigung einander
aus,5 wobei § 6b EStG fÅr den Bereich der Strukturanpassung Vorrang zukommt.6 Sind die Vo-
raussetzungen beider Tatbest�nde erfÅllt, steht dem Steuerpflichtigen ein Wahlrecht zu, den
Ver�ußerungsgewinn in vollem Umfang nach § 6b EStG oder R 6.6 EStR zu Åbertragen bzw. in
die eine oder andere RÅcklage einzustellen.7 DarÅberhinaus ist in diesen F�llen eine teilweise
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1 EuGH v. 16.4.2015 - C-591/13, „Kommission/Deutschland“, NWB VAAAE-89472.

2 Siehe nur BFH v. 22.1.2004 - IV R 65/02, BStBl 2004 II 421; gl. A. OFD Frankfurt v. 31.3.1995, BB 1995, 1345; Kanzler,
FR 2015, 465, 467; kritisch dazu Reddig in Kirchhof/Seer, EStG § 5 Rz. 138.

3 Desens, FR 2017, 981, 989; BeckOK EStG/Bleschick, § 3a Rz. 257; a. A. FÇrster/Hechtner, DB 2017, 1536, 1542.

4 Kanzler in Prinz/Kanzler, Handbuch Bilanzsteuerrecht, 4. Aufl. 2021, Rz. 5486.

5 Kanzler, FR 2001, 1224.

6 BFH v. 29.4.1999 - IV R 7/98, BStBl 1999 II 488, m.w. N. zu 2.d.

7 Gl. A. Marchal in Herrmann/Heuer/Raupach, § 6b EStG Anm. 15; Loschelder in Schmidt, § 6b EStG Rz. 7.
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GewinnÅbertragung nach § 6b EStG und im �brigen nach R 6.6 EStR nicht mÇglich,1 weil das
Wahlrecht im Rahmen der R 6.6 EStR nur die �bertragung der gesamten aufgedeckten stillen
Reserven zul�sst (siehe fi Rz. 331, fi Rz. 357). Der Steuerpflichtige muss sich daher auch schon
wegen der unterschiedlichen Rechtsfolgen (siehe Praxishinweis) bereits bei Bildung der RÅck-
lage am Schluss des Wirtschaftsjahrs, in dem das Wirtschaftsgut aus dem BetriebsvermÇgen
ausgeschieden ist, festlegen, fÅr welche der alternativen BegÅnstigungen er sich entscheidet.2

Eine aufgeschobene Entscheidung fÅr die ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung k�me einer Nach-
holung der RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung in einem sp�teren Wirtschaftsjahr gleich, die aber
nach R 6.6 Abs. 4 Satz 2 EStR unzul�ssig ist (siehe fi Rz. 330).

PPRRAAXXIISSHHIINNWWEEIISS::

Bei der Entscheidung nach § 6b EStG oder R 6.6 EStR vorzugehen kann auch von Bedeutung sein, dass bei
der RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung im Fall einer ausbleibenden Investition kein Zinszuschlag erhoben
wird (fiRz. 361). Andererseits wird bei der ReinvestitionsrÅcklage keine Reinvestitionsabsicht gefordert,
w�hrend nach R 6.6 Abs. 4 Satz 1 EStR eine Ersatzbeschaffung „ernstlich geplant und zu erwarten“ sein
muss. Zur Ersatzbeschaffungsabsicht siehe fiRz. 324 ff. Das folgende Beispiel zeigt die MÇglichkeiten
auf, die sich bei Vorliegen der Voraussetzungen beider BegÅnstigungen bieten.

BBEEIISSPPIIEELL::33 P Wegen drohender Enteignung ver�ußert Landwirt L im Jahr 01 ein bebautes GrundstÅck sei-
nes Betriebs in A und erzielt einen Ver�ußerungsgewinn, der zu 150.000A auf den Grund und Boden
und zu 200.000A auf das Geb�ude, einen Rinderstall entf�llt. Im Jahr 02 erwirbt L ein baureifes Grund-
stÅck fÅr 250.000A fÅr seinen Betrieb in A und plant im Jahr 03 einen Rinderstall

a) in seinem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb in B

b) in seinem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb in Polen

zu errichten, fÅr den Herstellungskosten von 150.000A aufzuwenden sind.

Anschaffung des Grund und Bodens: Die auf den Grund und Boden entfallenden stillen Reserven kÇnnen
nach § 6b Abs. 1 Satz 2 EStG nur auf die Anschaffungskosten fÅr Grund und Boden Åbertragen werden,
so dass insoweit lediglich eine ReinvestitionsrÅcklage von 150.000A gebildet werden kÇnnte und bei
�bertragung der stillen Reserven Anschaffungskosten von 100.000A fÅr das baureife GrundstÅck blei-
ben. Da nach R 6.6 EStR auch stille Reserven von Geb�uden auf Grund und Boden Åbertragen werden
kÇnnen, empfiehlt sich die Bildung einer ErsatzbeschaffungsrÅcklage Åber 100.000A; der Ver�uße-
rungsgewinn ließe sich aber auch zu 250.000A in eine ErsatzbeschaffungsrÅcklage einstellen, so dass
die stillen Reserven einheitlich nach R 6.6 EStR auf die Anschaffungskosten des GrundstÅcks Åbertra-
gen werden. Da der Grund und Boden bebaut und bebaubar ist, liegt auch Funktionsgleichheit vor. Die
RÅcklage nach R 6.6 EStR hat zudem den Vorteil, dass eine AuflÇsung bei Ausbleiben der Ersatzbeschaf-
fung keinen Gewinnzuschlag oder eine Verzinsung des RÅcklagebetrags auslÇst (fiRz. 361).

Herstellung des Rinderstalls: Bei der Investition in einen anderen Betrieb fehlt es an der Funktionsgleich-
heit. L kann aber im Fall a) eine ReinvestitionsrÅcklage Åber 100.000A bilden und im Fall b) eine Stun-
dung des Gewinns in dieser HÇhe nach § 6b Abs. 2a EStG beantragen.

Verh�ltnis zu §§ 14, 16, 18 Abs. 4 und 34 EStG: Zum begÅnstigten Ver�ußerungsgewinn gehÇ-
ren auch Gewinne, die sich bei der Ver�ußerung eines Betriebs aus der AuflÇsung von steuer-
freien RÅcklagen, z. B. der RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung oder RÅcklage nach § 6b EStG, erge-
ben.4 Der Gewinn aus der sp�teren AuflÇsung einer anl�sslich der Betriebsver�ußerung gebil-
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1 A. A. Dißars in Lademann, § 6b EStG Rz. 173; Loschelder in Schmidt, § 6b EStG Rz. 7; Marchal in Herrmann/Heuer/Rau-
pach, § 6b EStG Anm. 15; ebenso noch Kanzler in Prinz/Kanzler, Handbuch Bilanzsteuerrecht, 4. Aufl. 2021, Rz. 5274.

2 A. A. Dißars in Lademann, § 6b EStG Rz. 173; Liebl in Kirchhof/Seer, EStG § 6b Rz. 2a; Marchal in Herrmann/Heuer/Rau-
pach, § 6b EStG Anm. 15.

3 Nach Leing�rtner/Kanzler, Besteuerung der Land- und Forsstwirte, Kap. 31 Rz. 20.

4 BFH v. 25.6.1975 - I R 201/73, BStBl 1975 II 848 und BFH v. 17.10.1991 - IV R 97/89, BStBl 1992 II 392; a. A. BFH
v. 20.8.1964 - IV 40/62 U, BStBl 1964 III 504: RÅcklagenauflÇsung fÅhrt zu laufendem Gewinn.
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deten RÅcklage ist jedoch kein begÅnstigter Ver�ußerungsgewinn.1 Die Tariferm�ßigungen des
§ 34 Abs. 1 und 3 EStG entfallen nicht, wenn der Steuerpflichtige auf diese EinkÅnfte R 6.6
EStR angewendet hat; die TarifbegÅnstigung ist nur bei Inanspruchnahme der Reinvestitions-
vergÅnstigung nach §§ 6b, 6c EStG und nicht fÅr RÅcklagen allgemein ausgeschlossen (§ 34
Abs. 1 Satz 4 und Abs. 3 Satz 6 EStG).

BBEEIISSPPIIEELL:: P Die tarifbegÅnstigte Aufgabe eines Betriebs wegen drohender Enteignung (siehe fiRz. 320)
und die Bildung einer RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung der Werkhalle in einem zwei Jahre sp�ter neu
erÇffnetem Betrieb schließen einander nicht aus.

Verh�ltnis zum HGB und zur Handelsbilanz: Das Wahlrecht auf �bertragung der stillen Reser-
ven bei Ersatzbeschaffung wird ausschließlich in der Steuerbilanz ausgeÅbt. Dadurch entste-
hen unterschiedliche Wertans�tze in der Handels- bzw. Steuerbilanz, da handels- und steuer-
rechtlich von unterschiedlichen Bemessungsgrundlagen abgeschrieben wird. In der Handels-
bilanz kommt danach allenfalls eine RÅckstellung fÅr passive latente Steuern nach § 274 Abs. 1
HGB in Betracht (fi Rz. 47 m.w.N.).

(Einstweilen frei)

B. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen der
GewinnÅbertragung bei Ersatzbeschaffung

I. �berblick
Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen des Verzichts auf Gewinnrealisierung bei Er-
satzbeschaffung sind nach den der Rechtsprechung (siehe fi Rz. 281 ff.) folgenden Einkom-
mensteuerrichtlinien (R 6.6. Abs. 1 EStR):

" Ein Wirtschaftsgut des Anlage- oder UmlaufvermÇgens scheidet infolge hÇherer Gewalt
oder infolge oder zur Vermeidung eines behÇrdlichen Eingriffs gegen Entsch�digung aus
dem BetriebsvermÇgen aus.

" Ein funktionsgleiches Wirtschaftsgut (Ersatzwirtschaftsgut) wird innerhalb einer be-
stimmten Frist angeschafft oder hergestellt, auf dessen Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten die aufgedeckten stillen Reserven Åbertragen werden.

" Das Wirtschaftsgut wird wegen der Abweichung von der Handelsbilanz in ein besonde-
res laufend zu fÅhrendes Verzeichnis aufgenommen (§ 5 Abs. 1 Satz 2 EStG).

Erfolgt die Ersatzbeschaffung nicht im Wirtschaftsjahr des Ausscheidens des Wirtschaftsguts
aus dem BetriebsvermÇgen:

" Wahlrecht auf Bildung einer RÅcklage, wenn tats�chlich eine Ersatzbeschaffungsabsicht
vorliegt (siehe fi Rz. 324 ff.).

" AusÅbung des Wahlrechts durch Vorlage einer entsprechenden Gewinnermittlung (Bi-
lanz oder EinnahmenÅberschussrechnung). Ebenso wie bei der ReinvestitionsvergÅns-
tigung nach § 6b EStG ist ein Antrag grunds�tzlich nicht erforderlich (siehe fi Rz. 271);
ausnahmsweise wird die BegÅnstigung der Ersatzbeschaffung bei der Gewinnermittlung
nach Durchschnittss�tzen gem�ß R 6.6 Abs. 6 EStR nur auf Antrag gew�hrt (siehe
fi Rz. 350)
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1 BFH v. 4.2.1982 - IV R 150/78, BStBl 1982 II 348 betr. RÅcklage nach § 6b EStG.
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II. Tatbestandsvoraussetzungen der ErsatzbeschaffungsrÅcklage

1. WirtschaftsgÅter, die gegen Entsch�digung aus dem BetriebsvermÇgen ausscheiden

WirtschaftsgÅter des Anlage- und UmlaufvermÇgens: Die GewinnÅbertragung bei Ersatz-
beschaffung erfasst anders als die ReinvestitionsvergÅnstigung nicht nur bestimmte Wirt-
schaftsgÅter des AnlagevermÇgens, sondern auch WirtschaftsgÅter des UmlaufvermÇgens (R
6.6 Abs. 1 EStR).1 Das Erfordernis der Funktionsgleichheit des Ersatzwirtschaftsguts muss sich
auch auf diese Unterscheidung der WirtschaftsgÅter beziehen, so dass die stillen Reserven ei-
nes zerstÇrten Wirtschaftsguts des AnlagevermÇgens nicht auf die Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten eines gleichartigen Wirtschaftsguts zu Åbertragen sind, das aber dem Umlauf-
vermÇgen zuzuordnen ist.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Bei einem Kfz-H�ndler mit Kfz-Werkstatt verbrennt ein VorfÅhrwagen.2 Der Gewinn aus der
Versicherungsentsch�digung kann nicht auf die Anschaffungskosten eines gleichartigen, aber zum
Verkauf bestimmten Fahrzeugs Åbertragen werden.

Erh�lt der Steuerpflichtige beim unfreiwilligen Ausscheiden eines GrundstÅcks aus dem Betriebsver-
mÇgen als Entsch�digung u. a. ein GrundstÅck, das bei ihm notwendiges PrivatvermÇgen wird, so wird
dadurch allein die Bildung einer RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung noch nicht ohne weiteres ausgeschlos-
sen, weil gleichwohl eine Ersatzbeschaffungsabsicht vorliegen kann.3

Erh�lt der Steuerpflichtige beim unfreiwilligen Ausscheiden eines GrundstÅcks aus dem Be-
triebsvermÇgen als Entsch�digung u. a. ein GrundstÅck, das bei ihm notwendiges Privatver-
mÇgen wird, so wird dadurch allein die Bildung einer RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung noch
nicht ohne weiteres ausgeschlossen, weil gleichwohl eine Ersatzbeschaffungsabsicht vorliegen
kann.4

Eine Beschr�nkung der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung auf WirtschaftsgÅter des notwendi-
gen BetriebsvermÇgens l�sst sich, entgegen einer Auffassung im Schrifttum,5 der Rechtspre-
chung des BFH nicht entnehmen. Zwar fÅhrt das FG DÅsseldorf6 in der Vorentscheidung zu
einem Urteil des BFH7 eher beil�ufig eine solche Einschr�nkung an, lehnt aber die Bildung ei-
ner RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung in Sqeeze-out-F�llen ebenso wie der BFH mit dem Argu-
ment eines fehlenden behÇrdlichen Eingriffs ab.

Ausscheiden aus dem BetriebsvermÇgen: Das Wirtschaftsgut scheidet aus dem Betriebsver-
mÇgen aus, wenn es nicht mehr im BetriebsvermÇgen des Steuerpflichtigen vorhanden ist,
weil es dem Steuerpflichtigen nicht mehr zuzurechnen oder untergegangen ist.

Die Entnahme eines Wirtschaftsguts fÅhrt zwar ebenfalls dazu, dass das Wirtschaftsgut aus
dem BetriebsvermÇgen ausscheidet; sie berechtigt aber nicht zur �bertragung der stillen Re-
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1 BFH v. 21.9.2009 - I B 39/09, BFH/NV 2010, 148; erstmals anerkannt durch RFH v. 10.8.1938, RStBl. 1938, 915.

2 BFH v. 17.11.1981 - VIII R 86/78, BStBl 1982 II 344 und BMF v. 15.6.1982, BStBl 1982 I 589.

3 BFH v. 19.12.1972 - VIII R 29/70, BStBl 1973 II 297.

4 BFH v. 19.12.1972 - VIII R 29/70, BStBl 1973 II 297.

5 So GrÇne, StuW 2022, 39, 45 f.

6 FG DÅsseldorf v. 11.8.2009 - 6 K 3742/06 K,G, EFG 2010, 133 = NWB EAAAD-31828 unter 1.c,cc der Entscheidungs-
grÅnde.

7 BFH v. 13.10.2010 - I R 79/09, BStBl 2014 II 943 betr. zwangsweise AktienÅbertragung beim sog. Squeeze-out.
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serven nach R 6.6 EStR, weil es hier an einem Zwang und an einer Entsch�digung oder Gegen-
leistung fehlt.1

Bei Besch�digung eines Wirtschaftsguts infolge hÇherer Gewalt oder eines behÇrdlichen Ein-
griffs bleibt das Wirtschaftsgut zwar im BetriebsvermÇgen; gleichwohl l�sst die Finanzverwal-
tung in HÇhe der Entsch�digung eine GewinnÅbertragung oder die Bildung einer Ersatz-
beschaffungsrÅcklage ebenfalls zu (R 6.6 Abs. 7 Satz 1 EStR).2 Die RÅcklage ist im Zeitpunkt der
Reparatur, sp�testens aber am Ende des ersten und bei WirtschaftsgÅtern i. S. des § 6b Abs. 1
Satz 1 EStG am Ende des vierten auf die Bildung der RÅcklage folgenden Wirtschaftsjahrs in
voller HÇhe aufzulÇsen (R 6.6 Abs. 7 Satz 2 und 3 EStR). Der BFH3 lehnt diese Erweiterung der
Rechtsprechungsgrunds�tze zur Ersatzbeschaffung mangels einer Rechtsgrundlage zu Recht
mit der BegrÅndung ab, es sei grunds�tzlich Sache des Gesetzgebers festzulegen, unter wel-
chen Voraussetzungen eine steuerfreie RÅcklage gebildet werden kann; im �brigen bestehe
fÅr die Zulassung der Passivierung einer RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung kein BedÅrfnis, weil
die Schadensbehebung nicht zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten, sondern zu laufenden
Betriebsausgaben fÅhrt, die die GewinnerhÇhung aufgrund der Ersatzleistung ausgleichen.

PPRRAAXXIISSHHIINNWWEEIISS::

Die Verwaltungsauffassung zur ErsatzbeschaffungsrÅcklage bei Besch�digung ermÇglicht zwar Gewinn-
verlagerungen ohne das Verzinsungsrisiko, das man bei § 6b EStG eingeht. Im Hinblick auf den Beschluss
des Großen Senats des BFH zur Unverbindlichkeit des Sanierungserlasses wegen Verstoßes gegen den
Gesetzesvorbehalt4 besteht aber die Gefahr, dass ein Steuergericht auch die Regelung in R 6.6 Abs. 7 EStR
fÅr unverbindlich erkl�rt, weil sie den bisher anerkannten Kernbereich der ErsatzbeschaffungsbegÅns-
tigung Åberschreitet (siehe fiRz. 289 und zur Beantragung einer Billigkeitsmaßnahme im Einzelfall
fiRz. 347 undfiRz. 349).

Ausscheiden gegen Entsch�digung: Der Begriff der Entsch�digung, der sich vielfach im EStG
findet, ist im Gesetz nicht definiert. Nach dem allgemeinen Sprachgebrauch handelt es sich
dabei um eine Leistung, die zum Ausgleich erlittener Nachteile oder Einschr�nkungen erbracht
wird (z. B. Versicherungs- oder Enteignungsentsch�digung).5 Sie kann in einer Geld- oder Sach-
leistung bestehen. Die Entsch�digung muss gerade fÅr die Aufgabe des Wirtschaftsguts als
solches geleistet werden. Dieser Veranlassungszusammenhang kann es erfordern, Gesamtent-
sch�digungen, die auch anderweitige Nachteile ausgleichen oder Folgesch�den abgelten sol-
len, aufzuteilen, um nur die Åbertragungs- und rÅcklagef�higen Ersatzleistungen zu ermitteln.
Aus BilligkeitsgrÅnden verzichtet die Finanzverwaltung bei sog. Elementarereignissen (R 6.6
Abs. 2 EStR) allerdings oft auf die an sich gebotene Aufteilung in eine Entsch�digung fÅr ent-
gehende Einnahmen und Substanzverluste.6 Zum Umfang der GewinnÅbertragung siehe
fi Rz. 355 ff.
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1 BFH v. 9.1.1964 - IV 274/63 U, BStBl 1964 III 97 und BFH v. 24.5.1973 - IV R 23-24/68, BStBl 1973 II 582 betr. R 35 EStR
a. F.; wohl aber a. A. BFH v. 12.1.1983 - IV R 132/80, juris betr. Entsch�digung fÅr WirtschaftsgÅter gew�hrt, die ins
PrivatvermÇgen ÅberfÅhrt wurden, weil eine sinnvolle betriebliche Nutzung unmÇglich wurde.

2 Gl. A.Weber-Grellet, StuB 2004, 459.

3 BFH v. 21.9.2009 - I B 39/09, BFH/NV 2010, 148; gl. A. Krumm in Brandis/Heuermann, § 6 EStG Rz. 1270.

4 BFH v. 28.11.2016 - GrS 1/15, BStBl 2017 II 393.

5 Siehe etwa BFH v. 12.6.1996 - XI R 43/94, BStBl 1996 II 516 zum Begriff der Entsch�digung in § 24 EStG.

6 Siehe etwa FinMin Niedersachsen v. 29.1.2018, NWB QAAAG-78219 unter 3.2.3.2. zu Sturmtief „Friederike“; FinMin
Sachsen v. 27.7.2021, NWB NAAAH-86103 unter Tz. 4.2.3.2. zu Hochwassersch�den im Juli 2021.
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Scheidet ein Wirtschaftsgut infolge einer behÇrdlichen Anordnung oder zur Vermeidung eines
behÇrdlichen Eingriffs durch Ver�ußerung aus dem BetriebsvermÇgen aus, tritt der Ver�uße-
rungserlÇs an die Stelle der Entsch�digung.1

(Einstweilen frei)

2. Ausscheiden aufgrund hÇherer Gewalt

Begriff der hÇheren Gewalt: Nach der der st�ndigen Rechtsprechung folgenden R 6.6 Abs. 1
EStR kann die Gewinnverwirklichung in bestimmten F�llen der Ersatzbeschaffung vorbehalt-
lich weiterer Voraussetzungen vermieden werden, wenn ein Wirtschaftsgut des Anlage- oder
UmlaufvermÇgens infolge hÇherer Gewalt gegen Entsch�digung aus dem BetriebsvermÇgen
ausscheidet. Der Begriff der hÇheren Gewalt findet sich in vielen Vorschriften (z. B. § 34b Abs. 1
EStG, §§ 206, 484, 701 BGB, § 7 StVG, §§ 58 Abs. 2, 60 Abs. 3 VwGO), ohne dort allerdings defi-
niert zu werden. Nach der Rechtsprechung des BVerfG ist in verfassungskonformer Auslegung
des Begriffs der hÇheren Gewalt im Verfahrensrecht ein Ereignis zu verstehen, das unter den
gegebenen Umst�nden auch durch die grÇßte nach den Umst�nden des gegebenen Falls ver-
nÅnftigerweise von dem Betroffenen unter Anlegung subjektiver Maßst�be – also unter Be-
rÅcksichtigung seiner Lage, Erfahrung und Bildung – zu erwartende und zumutbare Sorgfalt
nicht abgewendet werden konnte.2

Zivilrechtlicher Begriff der hÇheren Gewalt als sachgerechter Maßstab: Ganz �hnlich haben
sich Rechtsprechung und Finanzverwaltung den zivilrechtlichen Begriff der hÇheren Gewalt
und nicht etwa den gleichlautenden Begriff i. S. des § 34b EStG zu eigen gemacht, der nur Na-
turereignisse, nicht aber von Dritten verursachte Schadensf�lle umfasst.3 Danach ist hÇhere
Gewalt ein betriebsfremdes, von außen durch elementare Naturkr�fte oder Handlungen drit-
ter Personen einwirkendes Ereignis, das nach menschlicher Einsicht und Erfahrung unvorher-
sehbar ist, mit wirtschaftlich ertr�glichen Mitteln auch durch die �ußerste, nach der Sachlage
vernÅnftigerweise zu erwartende Sorgfalt nicht verhÅtet oder unsch�dlich gemacht werden
kann und auch nicht wegen seiner H�ufigkeit vom Gesch�digten in Kauf zu nehmen ist.4 Nach
Auffassung des BFH bietet dieser zivilrechtliche Begriff der hÇheren Gewalt einen sachgerech-
ten Maßstab zur Beurteilung der Frage, ob ein Wirtschaftsgut ohne oder gegen den Willen des
Steuerpflichtigen aus dem BetriebsvermÇgen ausscheidet. Daraus folgt aber zugleich, dass
schon das geringste Mitverschulden des Gesch�digten eine Berufung auf hÇhere Gewalt aus-
schließt.5 Zu Recht vertritt die Finanzverwaltung in diesem Zusammenhang die Auffassung,
dass eine Mithaftung auf Grund der vom Verhalten des Gesch�digten unabh�ngigen mitwir-
kenden Betriebsgefahr aber unsch�dlich ist (R 6.6 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 EStR).6

HÇhere Gewalt durch Elementarereignisse oder Zufallssch�den: Die von der Rechtsprechung
anerkannten und in R 6.6 Abs. 2 EStR aufgefÅhrten F�lle von Elementarereignissen (z. B. Brand,
Sturm oder �berschwemmung) und sog. Zufallssch�den (z. B. durch Diebstahl oder unver-
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1 BFH v. 12.6.2001 - XI R 5/00, BStBl 2001 II 830; H 6.6 Abs. 1 „Ver�ußerung“.

2 Siehe nur BVerfG v. 16.10.2007 - 2 BvR 51/05, NWB NAAAC-61954 Rz. 11; ebenso BVerwGv. 10.12.2013 - 8 C 24/12,
NWB TAAAE-60264 zu § 16 Abs. 1 EEG 2004.

3 BFH v. 14.10.1999 - IV R 15/99, BStBl 2001 II 130 mit Anm. Kanzler, NWB Fach 3, 11157 = NWB ZAAAA-73338 und FR
2000, 230.

4 BGH 15.11.1966 - VI ZR 280/64, VersR 1967, 138; BGH v. 22.4.2004 - III ZR 108/03, BGHZ 159, 19 = NWB GAAAB-
98357 unter Rz. 12 betr. Schaden durch Starkregen.

5 BGH v. 24.9.1981 - IX ZR 93/80, BGHZ 81, 353, 355; BFH v. 14.10.1999 - IV R 15/99, BStBl 2001 II 130.

6 Diese Frage hatte der BFH noch offengelassen: BFH v. 14.10.1999 - IV R 15/99, BStBl 2001 II 130 unter 1.b.
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schuldeten Unfall) entsprechen dem zivilrechtlichen Begriff der hÇheren Gewalt. Im Hinblick
auf die Elementarereignisse weist die Finanzverwaltung in ihren nach Naturkatastrophen ver-
Çffentlichten Erlasse und VerfÅgungen1 auch stets auf die MÇglichkeit der Bildung einer Er-
satzbeschaffungsrÅcklage hin und verzichtet in diesem Zusammenhang bei Versicherungsleis-
tungen aus BilligkeitsgrÅnden sogar auf eine Aufteilung in eine Entsch�digung fÅr entgehende
Einnahmen und Substanzverluste (siehe fi Rz. 303). Den Grunds�tzen zur Anerkennung unab-
wendbarer Zufallssch�den entspricht es, eine ErsatzbeschaffungsrÅcklage auch zuzulassen,
wenn der Steuerpflichtige eine Entsch�digung wegen des Abrisses eines Geb�udes aufgrund
von Baum�ngeln erh�lt,2 nicht aber die Entsch�digung zu begÅnstigen, wenn unklar geblieben
ist, ob der Verlust des Wirtschaftsguts auf einem Konstruktions- oder Bedienungsfehler beruh-
te.3

Unter die Elementarereignisse fallen außer den in R 6.6 Abs. 2 EStR aufgefÅhrten Naturkatast-
rophen noch Erdbeben oder Tierseuchen, die zu entsch�digungspflichtigen ZwangstÇtungen
ganzer Tierbest�nde fÅhren. Unabwendbare Zufallssch�den kÇnnen außer durch Diebstahl
und unverschuldete Unfallereignisse auch durch weitere von Dritten verÅbte Delikte wie Raub,
Brandstiftung und Unterschlagung aber auch durch zivilrechtliche Haftungsf�lle, wie etwa
Bergsch�den an Geb�uden4 entstehen.

3. Ausscheiden infolge oder zur Vermeidung eines behÇrdlichen Eingriffs

Infolge oder zur Vermeidung eines behÇrdlichen Eingriffs scheidet ein Wirtschaftsgut aus dem
BetriebsvermÇgen aus, wenn es enteignet bzw. wegen drohender Enteignung oder Inan-
spruchnahme zu Verteidigungszwecken ver�ußert wurde. Entscheidend ist, ob einwandfrei ein
urs�chlicher und zeitlicher Zusammenhang zwischen dem behÇrdlichen Eingriff und der Er-
satzbeschaffung dargetan werden kann. Das gilt insbesondere fÅr die vorgezogene Ersatz-
beschaffung in Erwartung des drohenden Eingriffs (siehe fi Rz. 319 und fi Rz. 334).5 Wenn ein
Unternehmer jedoch freiwillig oder aus spekulativen GrÅnden zwischen Gewinnaufdeckung
und Ersatzbeschaffung eine unangemessen lange Zeit verstreichen l�sst, so ist eine �bertra-
gung der stillen RÅcklagen ausgeschlossen; der Gewinn ist dann als verwirklicht zu behan-
deln.6

Ein behÇrdlicher Eingriff liegt vor, wenn der Steuerpflichtige kraft Çffentlichen Zwangs gehal-
ten ist, seine Entschließungsfreiheit aufzugeben.7 Auch behÇrdliche Bauverbote erfÅllen diese
Voraussetzung;8 ebenso ist eine behÇrdlich angeordnete Betriebsunterbrechung zu beurtei-
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1 Siehe etwa FinMin Niedersachsen v. 29.1.2018, NWB QAAAG-78219 unter 3.2.3.2. zu Sturmtief „Friederike“ oder OFD
Magdeburg v. 6.3.2008, juris, betr. Steuerliche Maßnahmen zur BerÅcksichtigung der durch den Orkan „Kyrill“ ent-
standenen Sch�den.

2 BFH, Urteil v. 18.9.1987 - III R 254/84, BStBl 1988 II 330.

3 BFH v. 15.5.1975 - IV R 138/70, BStBl 1975 II 692.

4 FG KÇln v. 23.5.2002 - 13 K 5958/98, EFG 2002, 1288, rkr.

5 BFH v. 14.11.1990 - X R 85/87, BStBl 1991 II 222, 224; BFH v. 12.6.2001 - XI R 5/00, BStBl 2001 II 830, 831.

6 BFH v. 22.9.1959 - I 51/59 U, BStBl 1961 III 1.

7 BFH v. 8.10.1975 - I R 134/73, BStBl 1976 II 186: Eingriff bejaht, obwohl nur Einzelparzellen von Enteignung bedroht;
BFH v. 21.2.1978 - VIII R 5/74, BStBl 1978 II 428, 429: Kein behÇrdlicher Eingriff bei AusÅbung eines Wiederkaufrechts;
BFH v. 29.3.1979 - IV R 1/75, BStBl 1979 II 412, 413: GrundstÅckstausch ohne behÇrdlichen Zwang; BFH v. 14.11.1990
- X R 85/87, BStBl 1991 II 222, 225: Kein Eingriff durch Bebauungsplan, der die bisherige Nutzung des GrundstÅcks
nicht berÅhrt.

8 BFH v. 17.10.1961 - I 283/60 S, BStBl 1961 III 566.
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len.1 Ein behÇrdlicher Eingriff ist auch dann zu bejahen, wenn die Enteignung nur einem Teil
zusammenh�ngender GrundstÅcke droht, die RestgrundstÅcke aber nicht mehr wirtschaftlich
sinnvoll genutzt werden kÇnnen.2 Da als behÇrdliche Eingriffe nur hoheitliche Maßnahmen in
Betracht kommen, berechtigen AnsprÅche, die ein Hoheitstr�ger auf Grund eines privatrecht-
lichen Vertrags geltend macht, nicht zu einer GewinnÅbertragung.3 Bei der KÅndigung eines
Mietvertrags durch eine BehÇrde oder bei AusÅbung eines Wiederkaufrechts durch eine Ge-
meinde fehlt es daher an einem behÇrdlichen Eingriff.4

Kein behÇrdlicher Eingriff: Eine wirtschaftliche oder zivilrechtliche Zwangslage, die zur Ver-
�ußerung eines Wirtschaftsguts zwingt, kann dem behÇrdlichen Eingriff nicht gleichgestellt
werden,5 weil eine Erweiterung des Anwendungsbereichs der ErsatzbeschaffungsrÅcklage dem
Gesetzgeber vorbehalten sein muss (siehe auch fi Rz. 283).6 Ein GrundstÅck wird auch nicht
durch behÇrdlichen Eingriff entzogen, wenn die BehÇrde ein notariell vereinbartes RÅckkauf-
recht geltend macht.7 Ebenso wenig ist die BegÅnstigung bei einem behÇrdlichen Eingriff
durch Bebauungsplan zul�ssig, der die bisherige Nutzung des betroffenen GrundstÅcks etwa
wegen Bestandsschutzes unberÅhrt l�sst; das gilt auch dann, wenn der Eingriff eine wirt-
schaftlich sinnvolle Betriebserweiterung oder -umstellung ausschließt.8 Auch ein Çffentliches
Interesse an gewissen Maßnahmen beim Tausch von GrundstÅcken rechtfertigt noch nicht die
erfolgsneutrale �bertragung der stillen Reserven des abgegebenen GrundstÅcks auf das Er-
satzgrundstÅck.9 Beim Tausch von Fl�chen im Rahmen eines Regelflurbereinigungs- und Bau-
landumlegungsverfahrens wird allerdings ebenso wie beim freiwilligen Landtausch nach
§§ 103a ff. FlurbG abweichend von § 6 Abs. 6 EStG kein Gewinn realisiert; es gilt das sog. Surro-
gationsprinzip, nach dem sich die BetriebsvermÇgenseigenschaft des in dieses Verfahren ein-
gebrachten GrundstÅcks an dem zugeteilten GrundstÅck fortsetzt.10 Ist jedoch das zugewiese-
ne GrundstÅck dem entzogenen nicht wertgleich, so kann ein dem Steuerpflichtigen gezahlter
Ausgleichsbetrag nach R 6.6 Abs. 3 EStR auf ein Ersatzwirtschaftsgut „Geb�ude“ Åbertragen
werden, wenn eine Ersatzbeschaffung von Grund und Boden nicht mÇglich oder wirtschaftlich
gesehen nicht sinnvoll ist.11 Aber auch in diesem Fall ist die Funktions�hnlichkeit zwischen
dem entzogenen, bebauten GrundstÅck und dem neu errichteten Geb�ude Voraussetzung fÅr
die �bertragung der stillen Reserven (siehefi Rz. 321).12
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1 BFH v. 8.10.1975 - I R 134/73, BStBl 1976 II 186.

2 BFH v. 22.9.1959 - I 51/59 U, BStBl 1961 III 1; BFH v. 8.10.1975 - I R 134/73, BStBl 1976 II 186.

3 BFH v. 10.6.1992 - I R 9/91, BStBl 1993 II 41.

4 BFH v. 14.11.1990 - X R 85/87, BStBl 1991 II 222.

5 BFH v. 20.8.1964 - IV 40/62 U, BStBl 1964 III 504.

6 BFH v. 13.10.2010 - I R 79/09, BStBl 2014 S. 943 betr. aktienrechtlichen Squeeze out, mit Anm. Hoffmann, GmbHR
2011 S. 262 und Kanzler, FR 2011, 479; siehe auch FG MÅnster, Urteil v. 23.6.16 - 2 K 3762/12 G,F, NWB AAAAF-80737,
rkr. betr. Ver�ußerung eines GmbH-Anteils wegen drohenden EU-Vertragsverletzungsverfahrens; siehe auch BFH
v. 21.9.2009 - I B 39/09, BFH/NV 2010, 148 = NWB TAAAD-33310betr. Schadensersatzzahlungen, die eine GmbH von
ihrem Mieter wegen unterlassener SchÇnheitsreparaturen erhalten hat.

7 BFH v. 21.2.1978 - VIII R 5/74, BStBl 1978 II 428.

8 BFH v. 14.11.1990 - X R 85/87, BStBl 1991 II 222.

9 BFH v. 29.3.1979 - IV R 1/75, BStBl 1979 II 412.

10 St�ndige Rechtsprechung zuletzt BFH v. 23.10.2019 - VI R 25/17, BStBl 2021 II 425 und BFH v. 23.10.2019 - VI R 9/17,
BFH/NV2020, 191 = NWB DAAAH-41075.

11 BFH v. 14.10.1970 - I R 34/69, BStBl 1971 II 90 betr. ein mit einer Apotheke bebautes GrundstÅck.

12 BFH v. 29.4.1999 - IV R 7/98, BStBl 1999 II 488 mit Anm. Kanzler, NWB Fach 3, 11157 = NWB ZAAAA-73338.
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Zur Vermeidung eines behÇrdlichen Eingriffs scheidet ein Wirtschaftsgut aus dem Betriebsver-
mÇgen aus, wenn eine entsprechende Maßnahme ernstlich droht.1 Dazu reicht zwar schon
eine eindeutige AnkÅndigung der BehÇrde aus, nicht aber nur die MÇglichkeit einer Enteig-
nung aufgrund eines schon bestehenden oder gar erst einzubringenden Gesetzes.2 Dient die
Ver�ußerung eines Anlageguts der Abwehr bzw. der Vermeidung einer Enteignung, so kÇnnen
sowohl die Tatbestandsvoraussetzungen des § 6b EStG als auch die der R 6.6 EStR erfÅllt sein.
In einem solchen Fall soll die Vorschrift des § 6b EStG nach der Rechtsprechung des BFHVor-
rang gegenÅber der RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung haben.3 Die Erw�gungen des Gesetzgebers
bei EinfÅhrung der ReinvestitionsvergÅnstigung ließen „erkennen, daß Strukturanpassungs-
probleme fortan mit Hilfe dieser Vorschrift gelÇst werden sollten, weil die RfE diesen Bereich
nur unzul�nglich regelte“.4 Zum Verh�ltnis beider RÅcklagen zueinander und zum Wahlrecht,
nach § 6b EStG oder R 6.6 EStR zu verfahren, wenn die Voraussetzungen beider Regelungen
vorliegen siehe fiRz. 292 und fi Rz. 12.

(Einstweilen frei)

4. Ersatzbeschaffung durch Anschaffung oder Herstellung eines Ersatzwirtschaftsguts

Anschaffung oder Herstellung als Ersatzbeschaffungstatbestand: Die �bertragung aufgedeck-
ter stiller Reserven gem. R 6.6 EStR kommt sowohl bei WirtschaftsgÅtern des Anlage- wie des
UmlaufvermÇgens in Betracht, die angeschafft oder hergestellt werden. Insoweit gelten die
entsprechenden Begriffe der Anschaffung oder Herstellung in § 6 Abs. 1 Nr. 1 EStG. Die Einlage
eines Wirtschaftsguts in das BetriebsvermÇgen ist keine Ersatzbeschaffung i. S.von R 6.6 EStR,
so dass ein Abzug der stillen Reserven vom Teilwert des eingelegten Wirtschaftsguts ausschei-
det.5

Nachtr�gliche und vorgezogene Anschaffung oder Herstellung des Ersatzwirtschaftsguts:
Grunds�tzlich erfolgt die Ersatzbeschaffung nach dem erzwungenen Ausscheiden des Wirt-
schaftsguts aus dem BetriebsvermÇgen. Beim Ausscheiden aufgrund eines behÇrdlichen Ein-
griffs, der anders als das Eingreifen hÇherer Gewalt, unter Umst�nden voraussehbar sein kann,
ist es denkbar, das Ersatzwirtschaftsgut schon zuvor zu beschaffen, um einen mÇglichst unun-
terbrochenen �bergang der Nutzung des Wirtschaftsguts sicherzustellen oder weil sich gerade
eine gÅnstige Gelegenheit bietet.6 Allerdings ist der wirtschaftliche Zusammenhang zwischen
der vorgezogenen Ersatzbeschaffung, dem erfolgten oder bevorstehenden behÇrdlichen Ein-
griff und der sp�teren Ver�ußerung Åberzeugend darzulegen, womit einem zeitlich unbe-
grenzten Vorziehen der Ersatzbeschaffung sachliche Grenzen gesetzt sind.7 Auch im Hinblick
auf die Regelung zur vorgezogenen Anschaffung nach § 6b Abs. 1 Satz 1 EStG soll daher ein
Zeitraum von zwei bis drei Jahren zwischen Erwerb und Ver�ußerung noch als angemessen
anzuerkennen sein.8
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1 BFH v. 3.9.1957 - I 315/56 U, BStBl 1957 III 386; BFH v. 12.3.1969 - I 97/65, BStBl 1969 II 381, 382.

2 BFH v. 12.3.1969 - I 97/65, BStBl 1969 II 381, 382.

3 BFH v. 29.6.1995 - VIII R 2/94, BStBl 1996 II 60; BFH v. 29.4.1999 - IV R 7/98, BStBl 1999 II 488, m.w. N. zu 2.d.

4 BFH v. 14.11.1990 - X R 85/87, BStBl 1991 II 222 unter Hinweis auf BT-Drucks. IV/2400, 46, 62 und IV/2617, 4.

5 BFH v. 11.12.1984 - IX R 27/82, BStBl 1985 II 250; kritisch dazu Korn/Strahl in Korn, EStG § 6 Rz. 454; Reddig in Kirch-
hof/Seer, EStG § 5 Rz. 138 fÅr den Fall, dass die Einlage Steuerfolgen auslÇst.

6 BFH v. 22.9.1959 - I 51/59 U, BStBl 1961 III 1.

7 BFH v. 14.11.1990 - X R 85/87, BStBl 1991 II 222.

8 BFH v. 12.6.2001 - XI R 5/00, BStBl 2001 II 830.
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5. Funktionsgleichheit oder Funktions�hnlichkeit des Ersatzwirtschaftsguts

Nach dem Grundsatz der Funktionsgleichheit ist die RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung nur zul�s-
sig, wenn dem Ersatzwirtschaftsgut im Betrieb im Wesentlichen die gleiche Funktion zu-
kommt, wie dem ausgeschiedenen Wirtschaftsgut.1 Hierdurch unterscheidet sich die RÅcklage
fÅr Ersatzbeschaffung grunds�tzlich von den steuerneutralen ReinvestitionsmÇglichkeiten
nach §§ 6b, 6c EStG. Zwar ist eine Anpassung an den zwischenzeitlich eingetretenen tech-
nischen Fortschritt unsch�dlich;2 das Wirtschaftsgut muss jedoch fÅr denselben Betrieb ange-
schafft oder hergestellt3 und Åberdies funktionsgleich genutzt4 werden. Ausnahmsweise ist
die �bertragung stiller Reserven auf WirtschaftsgÅter eines anderen Betriebs des Steuerpflich-
tigen nach den Grunds�tzen der ErsatzbeschaffungsrÅcklage zul�ssig, wenn die Zwangslage
durch Enteignung oder hÇhere Gewalt zugleich den Fortbestand des bisherigen Betriebs selbst
gef�hrdet oder beeintr�chtigt hat.5

Das Erfordernis der Funktionsgleichheit bezieht sich nach hier vertretener Auffassung auch
auf die Zuordnung des Ersatzwirtschaftsguts zum Anlage- oder UmlaufvermÇgen und seine
dementsprechende Nutzung (siehe fi Rz. 301). Die Einlage eines funktionsgleichen Wirt-
schaftsguts ist dagegen keine Ersatzbeschaffung, auch wenn es funktionsgleich genutzt wird
(siehe fi Rz. 318).6

Funktionsgleichheit und Einzelbewertungsgrundsatz: Dem Grundsatz der Funktionsgleichheit
sollte es auch entsprechen, dass die Funktionen mehrerer ausgeschiedener WirtschaftsgÅter
von einem Ersatzwirtschaftsgut und umgekehrt die Mehrfachfunktion eines Wirtschaftsguts
durch verschiedene WirtschaftsgÅter Åbernommen werden.7

BBEEIISSPPIIEELL 11:: P Die Entsch�digung fÅr ein abgebranntes Geb�ude, in dem der Steuerpflichtige eine Metzge-
rei und Gastwirtschaft betrieben hatte, wird fÅr den Bau zweier Geb�ude verwendet, in denen jeweils
die gewerbliche T�tigkeit fortgefÅhrt wird. Bei Grund und Boden und Geb�uden ist das Wahlrecht
nicht auf die Funktionsgleichheit der WirtschaftsgÅter beschr�nkt (siehe auch fiRz. 322), sodass die
Gesamtentsch�digung fÅr das abgebrannte Geb�ude auch nur fÅr die Ersatzbeschaffung eines der bei-
den Gewerbebetrieb dienenden Geb�ude verwendet werden kÇnnte. Bei anderen WirtschaftsgÅtern ist
das Ersatzbeschaffungswahlrecht allerdings durch den Grundsatz der Einzelbewertung eingeschr�nkt.

BBEEIISSPPIIEELL 22::88 P Der Steuerpflichtige erhielt fÅr das abgebrannte Wirtschaftsgeb�ude mit Inventar und Ern-
tevorr�ten eine Geb�udeentsch�digung von 54.330DM sowie eine Mobiliar- und Inventarentsch�di-
gung von 26.253DM. FÅr den Wiederaufbau des Wirtschaftsgeb�udes verwendete der Steuerpflichtige
außer der Geb�udeentsch�digung auch einen Betrag von 10.767DM der Mobiliarentsch�digung, der
nicht durch die Wiederbeschaffung von Inventar verbraucht war. Das Finanzamt erkannte die Verrech-
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1 BFH v. 29.4.1999 - IV R 7/98, BStBl 1999 II 488, 490; BFH v. 22.1.2004 - IV R 65/02, BStBl 2004 II 421, 422 und BFH
v. 21.9.2009 - I B 39/09, BFH/NV 2010, 148 = NWB TAAAD-33310; siehe auch Weber-Grellet, StuB 2004, 459, 460.

2 Nieders�chsisches FG v. 23.11.1990 - XI 530/86, EFG 1991, 596, rkr.

3 BFH v. 22.1.2004 - IV R 65/02, BStBl 2004 II 421, 422; zust.Weber-Grellet, StuB 2004, 459, 461.

4 BFH v. 3.10.1985 - IV R 16/83, BFH/NV 1986, 208 = NWB AAAAB-28131 betr. Ersatz eines landwirtschaftlich genutzten
Geb�udes durch ein Geb�ude, das der gewerblichen Zimmervermietung dienen soll; BFH v. 29.4.1999 - IV R 7/98,
BStBl 1999 II 488 betr. Ersatz eines landwirtschaftlich genutzten Wirtschaftsgeb�udes durch eine Mehrzweckhalle;
BFH v. 10.7.2001 - IV B 148/00, NWB IAAAA-67004 betr. Ersatz einer zerstÇrten Scheune durch Wohnungen; siehe.
auch Nieders�chsisches FG v. 20.4.1983 - IX 11/81, EFG 1984, 21, rkr. zur unzul�ssigen �bertragung stiller Reserven
eines Viehstalles auf Ferienwohnungen; H 6.6 Abs. 1 EStH „Ersatzwirtschaftsgut“.

5 BFH v. 22.1.2004 - IV R 65/02, BStBl 2004 II 421, 422 unter 2.c der EntscheidungsgrÅnde; FG MÅnchen v. 24.7.1973 - II
219/70, EFG 1974, 4, rkr. betr. Funktionsgleichheit trotz Ersatzbeschaffung fÅr Betrieb mit ver�ndertem Betriebs-
zweck.

6 BFH v. 11.12.1984 - IX R 27/82, BStBl 1985 II 250.

7 Gl. A. Krumm in Brandis/Heuermann, § 6 EStG Rz. 1286.

8 BFH v. 9.5.1957 - IV 406/55 U, BStBl 1957 III 261.
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nung dieses sog. „�berhangs“ aus der Mobiliarentsch�digung mit den Herstellungskosten fÅr das Ge-
b�ude nicht an und besteuerte diesen Betrag. Dem folgten FG und BFH.

Nach Auffassung des BFH gebietet es der Grundsatz der Einzelbewertung, „beim Ausscheiden mehrerer
WirtschaftsgÅter eines Betriebes infolge hÇherer Gewalt (z. B. durch Brand) oder infolge oder zur Ver-
meidung eines behÇrdlichen Eingriffs gegen Entsch�digung zu fordern, daß das einzelne Wirtschafts-
gut jeweils durch ein funktionsgleiches oder zumindest funktions�hnliches Wirtschaftsgut ersetzt
wird“.1 Dieser Auffassung des BFH scheint die Vorstellung zugrundezuliegen, dass das Erfordernis der
Funktionsgleichheit auch mit einer VerknÅpfung der Werte des ausgeschiedenen Wirtschaftsguts, der
dafÅr erhaltenen Entsch�digung und des Ersatzwirtschaftsguts verbunden ist (siehe auch fiRz. 356
zur GewinnÅbertragung bei Mehrentsch�digung). Damit beruht auch die Auffassung von der BerÅck-
sichtigung des Grundsatzes der Einzelbewertung im Ergebnis auf der Grundannahme, dass das Wahl-
recht auf GewinnÅbertragung in Ersatzbeschaffungsf�llen grunds�tzlich die gesamten in dem jeweili-
gen Wirtschaftsgut aufgedeckten stillen Reserven umfasst. Werden diese nicht vÇllig Åbertragen, sind
sie zu versteuern.

PPRRAAXXIISSHHIINNWWEEIISS::

Bei Entsch�digungen fÅr den Verlust von WirtschaftsgÅtern des Anlage- und UmlaufvermÇgens ist darauf
zu achten, die Entsch�digungen fÅr die jeweiligen WirtschaftsgÅter auch fÅr die Beschaffung der entspre-
chenden ErsatzwirtschaftsgÅter zu verwenden und �berh�nge mÇglichst zu vermeiden. Zu der Ausnah-
me fÅr Grund und Boden und Geb�ude siehefiRz. 322.

Keine funktionsgleiche aber funktions�hnliche GewinnÅbertragung auf Grund und Boden und
Geb�ude erforderlich: Scheidet ein BetriebsgrundstÅck mit aufstehendem Geb�ude infolge hÇ-
herer Gewalt oder behÇrdlichen Eingriffs aus dem BetriebsvermÇgen aus, kÇnnen die in der
Bilanz fÅr den Grund und Boden und das Geb�ude enthaltenen stillen Reserven jeweils auf
neu angeschafften Grund und Boden oder auf ein neu angeschafftes oder hergestelltes Geb�u-
de Åbertragen werden. Soweit eine �bertragung der im Grund und Boden aufgedeckten stillen
Reserven auf die Anschaffungskosten des erworbenen Grund und Bodens nicht mÇglich ist,
kÇnnen die stillen RÅcklagen auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Geb�udes
Åbertragen werden. Entsprechendes gilt fÅr die bei dem Geb�ude aufgedeckten stillen Reser-
ven.2

Diese dem Grundsatz der Einzelbewertung widersprechende Ausnahme ist allerdings auf die
WirtschaftsgÅter „Grund und Boden“ und „Geb�ude“ beschr�nkt und kann nicht auf andere
WirtschaftsgÅter Åbertragen werden (siehe fi Rz. 321). Nach dem vom BFH3 entschiedenen
Sachverhalt hatte es sich um Grund und Boden und Geb�ude (eine Apotheke), um Wirtschafts-
gÅter des AnlagevermÇgens, gehandelt. Die �bertragung stiller Reserven eines bebauten
GrundstÅcks des AnlagevermÇgens auf ein Geb�ude des UmlaufvermÇgens w�re auch nicht
von dieser Ausnahme erfasst. Fraglich ist auch, ob die Entsch�digung fÅr den Verlust eines un-
bebauten GrundstÅcks auf die Herstellungskosten eines Geb�udes Åbertragen werden kÇnnte,
das auf einem bereits im Eigentum des Steuerpflichtigen befindlichen GrundstÅck errichtet
wird.
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1 BFH v. 9.5.1957 - IV 406/55 U, BStBl 1957 III 261.

2 BFH v. 14.10.1970 - I R 34/69, BStBl 1971 II 90; BFH v. 29.4.1999 - IV R 7/98, BStBl 1999 II 488 mit Anm. Kanzler, NWB
Fach 3, 11157 = NWB ZAAAA-73338; R 6.6 Abs. 3 EStR. Zur Funktions�hnlichkeit schon BFH v. 9.5.1957 - IV 406/55 U,
BS.

3 BFH v. 14.10.1970 - I R 34/69, BStBl 1971 II 90.
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6. Ersatzbeschaffungsabsicht bei Bildung einer RÅcklage

Ersatzbeschaffungsabsicht erst bei RÅcklagebildung erforderlich: Erfolgt die Ersatzbeschaffung
in dem Wirtschaftsjahr, in dem das Wirtschaftsgut aus dem BetriebsvermÇgen ausscheidet
oder gar vor diesem Wirtschaftsjahr, bedarf es keines Nachweises der Ersatzbeschaffungs-
absicht. Erst die Bildung einer RÅcklage setzt voraus, dass die Absicht zur Ersatzbeschaffung
besteht; andernfalls bleibt es bei der GewinnerhÇhung.1 Die Finanzverwaltung bringt dies mit
der Formulierung zum Ausdruck, die Ersatzbeschaffung mÅsse „ernstlich geplant und zu er-
warten“ sein (R 6.6 Abs. 4 Satz 1 und 5 EStR).2 Das Erfordernis der Ersatzbeschaffungsabsicht
erweist sich somit gewissermaßen als Korrektiv zu der fehlenden Verzinsung bei sp�terem
Verzicht auf die Ersatzbeschaffung oder die �bertragung der stillen Reserven, Vorg�nge, die
bei der ReinvestitionsrÅcklage nach § 6b Abs. 7 EStG einen Zuschlag auslÇsen.

Nachweis der Absicht: Ein bilanzierender Steuerpflichtiger dokumentiert die Ersatzbeschaf-
fungsabsicht bereits durch die ordnungsgem�ße Bildung der RÅcklage in seiner Bilanz. Ein da-
rÅberhinausgehender Nachweis oder eine Glaubhaftmachung der Reinvestitionsabsicht wird
fÅr die erstmalige Bildung der RÅcklage nicht verlangt, solange dem Steuerpflichtigen die In-
vestition objektiv noch mÇglich ist.3 Danach wird widerleglich vermutet, dass die bei RÅck-
lagebildung dokumentierte Investitionsabsicht bis zum Fristablauf fortbesteht.4 Eine Verl�nge-
rung der vorgesehenen Ersatzbeschaffungsfrist ist zwar mÇglich, dann hat der Steuerpflichtige
aber glaubhaft zu machen, dass „die Ersatzbeschaffung noch ernsthaft geplant und zu erwar-
ten ist, aber aus besonderen GrÅnden noch nicht durchgefÅhrt werden konnte“ (R 6.6 Abs. 4
Satz 5 EStR). Dazu muss er die Ernsthaftigkeit seiner nach wie vor geplanten Ersatzbeschaf-
fung substantiieren, etwa durch den Nachweis eines Lieferengpasses in Bezug auf das anzu-
schaffende Ersatzwirtschaftsgut.5

Soweit die Finanzverwaltung die Grunds�tze zur ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung nach R 6.6
Abs. 5 EStR auch auf nichtbuchfÅhrende Steuerpflichtige „sinngem�ß“ anwendet, wird zwar
auch vorausgesetzt, dass die Ersatzbeschaffung ernstlich geplant und zu erwarten ist (R 6.6
Abs. 5 Satz 5 EStR); da die Bildung einer RÅcklage in diesen F�llen aber ausscheidet, ist die Er-
satzbeschaffungsabsicht in anderer geeigneter Weise glaubhaft zu machen.

(Einstweilen frei)

III. Rechtsfolgen: GewinnÅbertragung oder Bildung der
ErsatzbeschaffungsrÅcklage

1. GewinnÅbertragung bei Bilanzierung

Wahlrecht auf GewinnÅbertragung: Liegen die Voraussetzungen fÅr die Ersatzbeschaffungs-
begÅnstigung vor, kann der Steuerpflichtige die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Er-
satzwirtschaftsguts sogleich um die erhaltene Entsch�digung kÅrzen. Soweit jedoch am
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1 St. Rspr. BFH v. 12.1.2012 - IV R 4/09, BStBl 2014 II 443 m.w. N. unter Rz. 14.

2 Dem ist die Rspr. des BFH gefolgt: BFH v. 12.5.1969 - I 97/65, BFHE 95, 178; BFH v. 14.5.1969 - I R 133/66, BStBl 1969
II 488.

3 BFH v. 12.1.2012 - IV R 4/09, BStBl 2014 II 443 unter Hinweis auf BFH v. 11.10.2007 - X R 1/06, BStBl 2008 II 119 betr.
AnsparrÅcklage.

4 BFH v. 12.1.2012 - IV R 4/09, BStBl 2014 II 443.

5 Beil�ufig, da das Verfahren die AnsparrÅcklage betraf: BFH v. 11.10.2007 - X R 1/06, BStBl 2008 II 119 unter Hinweis
auf BFH v. 4.9.1956 - I 95/56 U, BStBl 1956 III 332.
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Schluss des Wirtschaftsjahrs, in dem das Wirtschaftsgut aus dem BetriebsvermÇgen aus-
geschieden ist, noch keine Ersatzbeschaffung vorgenommen wurde, kann der Steuerpflichtige
in HÇhe der aufgedeckten stillen Reserven eine steuerfreie RÅcklage bilden, wenn er zu diesem
Zeitpunkt eine Ersatzbeschaffung ernstlich geplant hat und diese zu erwarten ist (R 6.6 Abs. 4
Satz 1 EStR). Dem Steuerpflichtigen steht insoweit ein Wahlrecht zu, das zum Bilanzstichtag
nach dem Ausscheiden des Wirtschaftsguts aus dem BetriebsvermÇgen auszuÅben ist. Eine
Nachholung der RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung in einem sp�teren Wirtschaftsjahr ist daher
unzul�ssig (R 6.6 Abs. 4 Satz 2 EStR). Die im Wirtschaftsjahr des Ausscheidens oder sp�ter
durch AuflÇsung der RÅcklage Åbertragenen stillen Reserven mindern die Anschaffungs- oder
Herstellungskosten des Ersatzwirtschaftsguts. Im Zeitpunkt der sp�teren Ersatzbeschaffung
ist die RÅcklage durch �bertragung auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Ersatz-
wirtschaftsguts aufzulÇsen (R 6.6 Abs. 4 S�tze 7 f. EStR). Bemessungsgrundlage fÅr die AfA des
Ersatzwirtschaftsguts sind dann – ebenso wie bei der GewinnÅbertragung im Wirtschaftsjahr
des Ausscheidens des ersetzten Wirtschaftsguts – die gekÅrzten Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten; auch eine Teilwertabschreibung ist danach nur zul�ssig, wenn der Teilwert auf-
grund einer voraussichtlich dauernden Wertminderung unter den gekÅrzten Anschaffungs-
oder Herstellungskosten liegt.

RÅcklage fÅr Teilentsch�digung: Das Wahlrecht auf GewinnÅbertragung umfasst die gesamte
Entsch�digung bzw. den Gesamtkaufpreis fÅr das aus dem BetriebsvermÇgen ausgeschiedene
Wirtschaftsgut. R 6.6 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 EStR sehen eine �bertragung „in HÇhe der auf-
gedeckten stillen Reserven“ vor.1 Da es sich bei Bildung der ErsatzbeschaffungsrÅcklage aber
um ein Passivierungswahlrecht handelt, h�lt es der BFH fÅr zul�ssig, dass nur ein Teilbetrag
der erhaltenen Entsch�digung in die RÅcklage eingestellt wird.2 In diesem Fall w�ren aber die
stillen Reserven auch nur anteilig auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Ersatz-
wirtschaftsguts zu Åbertragen (siehe fi Rz. 356). Im �brigen ist – anders als bei der wirt-
schaftslenkenden Norm des § 6b EStG – die vorzeitige freiwillige, willkÅrliche oder ratenweise
AuflÇsung der RÅcklage unzul�ssig.3 Mit der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung ist eben nicht
die Vielfalt der Wahlrechte erÇffnet, die nach § 6b EStG mÇglich ist, weil dort das Gesetz den
Abzug eines Betrags „bis zur HÇhe des. . . Gewinns“ zul�sst (§ 6b Abs. 1 Satz 1 EStG) und auch
die Konjunktion „soweit“ in § 6b Abs. 3 Satz 1 und Abs. 7 EStG eine teilweise GewinnÅbertra-
gung voraussetzt. Der Steuerpflichtige hat jedoch die MÇglichkeit, seine Ersatzbeschaffungs-
absicht jederzeit aufzugeben und dies durch AuflÇsung der RÅcklage zu dokumentieren. Zur
vorzeitigen ZwangsauflÇsung der RÅcklage siehe fi Rz. 360.

Aufzeichnungspflichten bei AusÅbung des Wahlrechts: Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 EStG setzt die
AusÅbung auch des steuerlichen Wahlrechts auf GewinnÅbertragung bei Ersatzbeschaffung
voraus, dass die WirtschaftsgÅter, die nicht mit dem handelsrechtlich maßgeblichen Wert in
der steuerlichen Gewinnermittlung ausgewiesen werden, in besondere, laufend zu fÅhrende
Verzeichnisse aufgenommen werden.4 Diese Verzeichnisse sind Bestandteil der BuchfÅhrung.
Werden die Wahlrechte fÅr WirtschaftsgÅter des SonderbetriebsvermÇgens ausgeÅbt, ist eine
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1 Siehe auch BFH v. 29.4.1982 - IV R 10/79, BStBl 1982 II 568 und BFH v. 28.10.1998 - X R 96/96, BStBl 1999 II 217 „in
HÇhe des Buchgewinns“.

2 BFH v. 14.10.1970 - I R 34/69, BStBl 1971 II 90, 92; gl. A. Tiedchen in Herrmann/Heuer/Raupach, EStG, § 5 Anm. 659;
Schoor, StBp. 2014, 6, 10.

3 Leing�rtner/Kanzler, Besteuerung der Land- und Forstwirte, Kap. 31 Rz. 185; Tiedchen in Herrmann/Heuer/Raupach,
EStG, § 5 Anm. 659.

4 BMF v. 12.3.2020, BStBl 2010 I 239, Rz. 19.
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gesonderte Aufzeichnung nach § 5 Abs. 1 Satz 2 EStG nicht erforderlich; dies gilt auch fÅr Um-
wandlungsvorg�nge des Umwandlungssteuerrechts.1 Steuerpflichtige, die keine Handelsbilanz
aufstellen oder nicht buchfÅhrungspflichtig sind, unterliegen ebenfalls nicht den besonderen
Aufzeichnungspflichten nach § 5 Abs. 1 S�tze 2 und 3 EStG.

In den Verzeichnissen sind der Tag der Anschaffung oder Herstellung, die Anschaffungs- oder
Herstellungskosten, die Vorschrift des ausgeÅbten steuerlichen Wahlrechts und die vorgenom-
menen Abschreibungen nachzuweisen (§ 5 Abs. 1 Satz 3 EStG). Die Verzeichnisse sind nach § 5
Abs. 1 Satz 2 EStG laufend zu fÅhren und auch insoweit Tatbestandsvoraussetzung fÅr die
wirksame AusÅbung des Ersatzbeschaffungswahlrechts. Die Voraussetzungen eines besonde-
ren, laufend zu fÅhrenden Verzeichnisses sind auch dann erfÅllt, wenn es erst im Zeitpunkt
der Geltendmachung der VergÅnstigung erstellt wird.2 Wird das Verzeichnis nicht oder nicht
vollst�ndig gefÅhrt, ist der Gewinn hinsichtlich des betreffenden Wirtschaftsguts durch die Fi-
nanzbehÇrde so zu ermitteln, als w�re das Wahlrecht nicht ausgeÅbt worden.3

Zur ErfÅllung der Aufzeichnungspflichten nach § 5 Abs. 1 Satz 2 EStG ist bei der Bildung der
steuerfreien RÅcklage der Ansatz in der Steuerbilanz ausreichend. Wird die RÅcklage in einem
folgenden Wirtschaftsjahr auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines Wirtschafts-
guts Åbertragen, handelt es sich um die AusÅbung eines steuerlichen Wahlrechts i. S. des § 5
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG. Das Wirtschaftsgut ist dann mit den erforderlichen Angaben in
das besondere, laufend zu fÅhrende Verzeichnis aufzunehmen. Soweit sich auch diese Anga-
ben aus der BuchfÅhrung ergeben, ist diese Dokumentation ausreichend.4

Vorgezogene Anschaffung oder Herstellung des Ersatzwirtschaftsguts: Bei Ersatzbeschaffung
vor dem Wirtschaftsjahr, in dem das Wirtschaftsgut aus dem BetriebsvermÇgen ausgeschie-
den ist (siehe fiRz. 319), sind die sp�ter aufgedeckten stillen Reserven von den um die AfA
geminderten Anschaffungs- oder Herstellungskosten, dem Buchwert also, abzusetzen. Obwohl
fÅr die ReinvestitionsvergÅnstigung in § 6b Abs. 5 EStG ausdrÅcklich geregelt, ergibt sich diese
Rechtsfolge auch fÅr die ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung bereits zwingend aus den Gewin-
nermittlungsvorschriften. Da das steuerliche Wahlrecht erst nach Erhalt der Entsch�digung
auszuÅben ist, kÇnnen die Aufzeichnungspflichten nach § 5 Abs. 1 Satz 2 EStG auch erst zu die-
sem Zeitpunkt erfÅllt werden.

PPRRAAXXIISSHHIINNWWEEIISS::

Da der BFH bei vorgezogener Ersatzbeschaffung – anders als bei vorgezogener Reinvestition (§ 6b Abs. 1
Satz 1 EStG) – noch einen Zeitraum von zwei bis drei Jahren zwischen Erwerb und Ver�ußerung fÅr ange-
messen h�lt, um den Zusammenhang zwischen den beiden Vorg�ngen zu bejahen (siehe fiRz. 319),5 hat
der Steuerpflichtige den urs�chlichen Zusammenhang zwischen Ersatzbeschaffung und Entziehung des
Wirtschaftsguts in geeigneter Weise, etwa durch behÇrdliche Auskunft, darzulegen. Wird der Zeitraum
von maximal drei Jahren nicht Åberschritten, sollte sich der Steuerpflichtige auch mit Erfolg auf den Be-
weis des ersten Anscheins, den Prima-facie-Beweis, berufen kÇnnen.

GewinnÅbertragung bei Mitunternehmerschaften: Die ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung ist
betriebsbezogen und nicht personenbezogen anzuwenden (siehe fi Rz. 288).6 Daher kann das
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1 BMF v. 12.3.2020, BStBl 2010 I 239, Rz. 19.

2 BFH v. 9.8.1984 - IV R 151/8, BStBl 1985 I 47 betr. das laufend zu fÅhrende Verzeichnis nach § 7a Abs. 9 EStG a. F.

3 BMF v. 12.3.2020, BStBl 2010 I 239, Rz. 21.

4 BMF v. 12.3.2020, BStBl 2010 I 239, Rz. 22.

5 BFH v. 12.6.2001 - XI R 5/00, BStBl 2001 II 830.

6 BFH v. 22.1.2004 - IV R 65/02, BStBl 2004 II 421 mit Anm. Weber-Grellet, StuB 2004, 459; a. A. Korn/Strahl in Korn,
EStG § 6 Rz. 453.
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Ersatzwirtschaftsgut auch im GesellschaftsvermÇgen angeschafft oder hergestellt werden,
wenn das ausgeschiedene Wirtschaftsgut zum SonderbetriebsvermÇgen bei derselben Mit-
unternehmerschaft gehÇrte; ebenso kann die Ersatzbeschaffung im SonderbetriebsvermÇgen
erfolgen, wenn das ausgeschiedene Wirtschaftsgut zum GesamthandsvermÇgen der Mitunter-
nehmerschaft gehÇrte.1 Aus der Betriebsbezogenheit der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung
folgt jedoch, dass die Mitunternehmer das Wahlrecht auf GewinnÅbertragung und Bildung
der RÅcklage im GesamthandsvermÇgen einstimmig ausÅben mÅssen.2 Eine GewinnÅbertra-
gung oder RÅcklageÅbertragung auf ein fÅr einen anderen Betrieb eines Mitunternehmers an-
geschafftes oder hergestelltes Wirtschaftsgut verletzt aber den Grundsatz der Funktions-
gleichheit (siehe fi Rz. 320 ff.), es sei denn, die Zwangslage durch Enteignung oder hÇhere Ge-
walt habe zugleich den Fortbestand des bisherigen Betriebs selbst gef�hrdet bzw. beeintr�ch-
tigt3 oder der andere Betrieb ist durch Strukturwandel, Einbringung oder Umwandlung aus
dem Betrieb hervorgegangen, der den Verlust erlitten hatte.

(Einstweilen frei)

2. Ersatzbeschaffungsfristen und gewinnerhÇhende ZwangsauflÇsung der
ErsatzbeschaffungsrÅcklage

Ersatzbeschaffung innerhalb bestimmter Fristen: Bildet der Steuerpflichtige am Schluss des
Wirtschaftsjahrs, in dem das Wirtschaftsgut aus dem BetriebsvermÇgen ausgeschieden ist,
eine ErsatzbeschaffungsrÅcklage, so hat er Gelegenheit innerhalb bestimmter Fristen das Er-
satzwirtschaftsgut anzuschaffen oder herzustellen und die erhaltene Entsch�digung oder das
Ver�ußerungsentgelt auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten dieses Wirtschaftsguts
zu Åbertragen. Wird die Absicht der Ersatzbeschaffung aufgegeben oder wird die Reinvestition
nicht innerhalb der vorgesehenen Frist durchgefÅhrt, muss die RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung
gewinnerhÇhend aufgelÇst werden.4

Wirtschaftsgutbezogene Fristen: Eine RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung ist bei einem beweg-
lichen Wirtschaftsgut am Schluss des ersten auf ihre Bildung folgenden Wirtschaftsjahrs ge-
winnerhÇhend aufzulÇsen, wenn bis dahin ein Ersatzwirtschaftsgut weder angeschafft oder
hergestellt noch bestellt worden ist (R 6.6 Abs. 4 Satz 3 EStR). Auf die Rechtsprechung des BFH,
wonach die Ersatzbeschaffungsfristen, abweichend von der Zweijahresfrist fÅr unbewegliche
WirtschaftsgÅter (R 35 EStR 1996), den gesetzlichen Fristen des § 6b Abs. 3 EStG anzupassen
waren,5 �nderte die Finanzverwaltung insoweit die Richtlinien. Danach verl�ngert sich die
„Frist von einem Jahr bei einer RÅcklage, die auf Grund des Ausscheidens eines Wirtschaftsguts
i. S. des § 6b Abs. 1 Satz 1 EStG gebildet wurde, auf vier Jahre; bei neu hergestellten Geb�uden
verl�ngert sich die Frist auf sechs Jahre. Die Frist von einem Jahr kann im Einzelfall angemes-
sen auf bis zu vier Jahre verl�ngert werden, wenn der Steuerpflichtige glaubhaft macht, dass
die Ersatzbeschaffung noch ernstlich geplant und zu erwarten ist, aber aus besonderen GrÅn-
den noch nicht durchgefÅhrt werden konnte. Eine Verl�ngerung auf bis zu sechs Jahre ist mÇg-
lich, wenn die Ersatzbeschaffung im Zusammenhang mit der Neuherstellung eines Geb�udes
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1 Siehe den Sachverhalt zu BFH v. 12.1.1983 - IV R 132/80, juris; gl. A. Korn/Strahl (in Korn, EStG § 6 Rz. 453) auf der
Grundlage der von ihnen aber abgelehnten betriebsbezogenen Sicht.

2 Leing�rtner/Kanzler, Besteuerung der Land- und Forstwirte, Kap. 31 Rz. 189.

3 BFH v. 22.1.2004 - IV R 65/02, BStBl 2004 II 421.

4 BFH v. 12.1.2012 - IV R 4/09, BStBl 2014 II 443 m.w. N. unter Rz. 15.

5 BFH v. 12.1.2012 - IV R 4/09, BStBl 2014 II 443.
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i. S. des Satzes 4 Halbsatz 2 erfolgt“ (R 6.6 Abs. 4 S�tze 4–6 EStR). Unter diesen Voraussetzun-
gen ist eine ZwangsauflÇsung nach sechs Jahren rechtm�ßig, wenn das zerstÇrte Wirtschafts-
gut, eine Scheune, erst neun Jahre und elf Monate nach seiner ZerstÇrung wieder neu errichtet
worden ist. Dass die Versicherungsbedingungen der Geb�udeversicherung eine KostenÅber-
nahme bis zu zehn Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalls vorsahen, ist dabei unbeacht-
lich.1

Bei vorgezogener Ersatzbeschaffung soll in Anlehnung an die Regelung des § 6b EStG grund-
s�tzlich ein urs�chlicher Zusammenhang zwischen Ersatzbeschaffung und Ver�ußerung beste-
hen, wenn beide Ereignisse nicht mehr als zwei bis drei Jahre auseinander liegen (siehe
fi Rz. 319).

VorÅbergehende, pandemiebedingte Verl�ngerung der Ersatzbeschaffungsfristen: Analog der
coronabedingten Verl�ngerungen der Reinvestitionsfristen des § 6b Abs. 3 EStG wurden auch
die in R 6.6 Abs. 4 Satz 3 bis 6, Abs. 5 Satz 5 und 6 sowie Abs. 7 Satz 3 und 4 EStR geregelten
Ersatzbeschaffungsfristen prolongiert.2 Danach verl�ngern sich diese Fristen jeweils um

" drei Jahre, wenn die RÅcklage ansonsten am Schluss des nach dem 29.2.2020 und vor
dem 1.1.2021 endenden Wirtschaftsjahr aufzulÇsen w�re,

" zwei Jahre, wenn die RÅcklage am Schluss des nach dem 31.12.2020 und vor dem
1.1.2022 endenden Wirtschaftsjahr aufzulÇsen w�re,

" ein Jahr, wenn die RÅcklage am Schluss des nach dem 31.12.2021 und vor dem 1.1.2023
endenden Wirtschaftsjahr aufzulÇsen w�re.

(Einstweilen frei)

3. GewinnÅbertragung bei nichtbuchfÅhrenden Steuerpflichtigen

Erweiterung des Anwendungsbereichs der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung: Nach umstritte-
ner und hier abgelehnter Auffassung der Finanzverwaltung (siehe fiRz. 287) kÇnnen nicht-
buchfÅhrende Steuerpflichtige die ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung ebenfalls beanspruchen.
Dies gilt namentlich fÅr die Steuerpflichtigen mit EinnahmenÅberschussrechnung nach § 4
Abs. 3 EStG und Gewinnermittlung nach Durchschnittss�tzen.3 Nach § 13a Abs. 7 Satz 1 Nr. 1
Buchst. d EStG sind auch Gewinne aus der AuflÇsung von RÅcklagen als Sondergewinne zu er-
fassen.4

Bis 1978 konnten nur Steuerpflichtige mit buchfÅhrenden Betrieben aufgedeckte stille Reser-
ven steuerneutral Åbertragen. Erstmals in den EStR 1978 wurde diese MÇglichkeit auch auf
nicht buchfÅhrende Betriebe ausgedehnt.5 Entgegen R 35 Abs. 6 EStR 19986 hielt der BFH auch
eine RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung bei Gewinnsch�tzung fÅr unzul�ssig und beurteilte die
Regelung der Finanzverwaltung als Billigkeitsmaßnahme.7

EStG § 6b 342 – 346 Anhang 1: �bertragung stiller Reserven bei Ersatzbeschaffung
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1 Nieders�chsisches FG v. 16.12.2008 - 15 K 40/07, NWB EAAAD-26816, Vorinstanz zu BFH v. 12.1.2012 - IV R 4/09,
BStBl 2014 II 443.

2 BMF v. 20.9.2022, BStBl 2022 I 1379.

3 R 6.6 Abs. 5 EStR; BMF v. 10.11.2015, BStBl 2015 I 877, Tz. 43.

4 BFH v. 25.9.2014 - IV R 44/11, BStBl 2015 II 470 zu § 13a EStG a. F.

5 BFH v. 3.10.1985 - IV R 16/83, BFH/NV 1985, 208 = NWB AAAAB-28131.

6 Diese Regelung betraf im Wesentlichen die sog. Sch�tzungslandwirte, siehe Leing�rtner/Kanzler, Besteuerung der
Land- und Forstwirte, Kap. 31 Rz. 194 und zur �bergangsregelung BMF v. 21.9.1999, BStBl 1999 I 835.

7 BFH v. 4.2.1999 - IV R 57/97, BStBl 1999 II 602; zur �bergangsregelung der Finanzverwaltung: BMF v. 21.9.1999, BStBl
1999 I 835 betr. RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung bei Gewinnsch�tzung.
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PPRRAAXXIISSHHIINNWWEEIISS::

Da das Bilanzierungswahlrecht nur durch Ausweis der RÅcklage in der Bilanz ausgeÅbt werden kann, ist
die Bildung einer RÅcklage bei Gewinnsch�tzung nicht mÇglich,1 wohl aber die �bertragung der stillen
Reserven auf das Ersatzwirtschaftsgut in dem Wirtschaftsjahr, in dem das zu ersetzende Wirtschaftsgut
aus dem BetriebsvermÇgen ausgeschieden ist.2 Insoweit unterscheidet sich die Rechtslage von der gesetz-
lichen Regelung des § 6b Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 EStG, wonach auch „der Abzug nach Absatz 1“, d. h. die �ber-
tragung der stillen Reserven im Wirtschaftsjahr der Ver�ußerung und Reinvestition, in der BuchfÅhrung
verfolgbar sein muss (siehe fiRz. 186 und fiRz. 201). Der Steuerpflichtige wird allerdings nachzuweisen
haben, welchen Buchwert das ausgeschiedene Wirtschaftsgut zuletzt noch hatte.

Der BFH deutet im �brigen auch ZurÅckhaltung gegenÅber der Anerkennung einer RÅcklage
fÅr Ersatzbeschaffung bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG an;3 allerdings kann eine in
zul�ssiger Weise gebildete RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung auch fortgefÅhrt werden, wenn der
Steuerpflichtige von der Gewinnermittlung durch BetriebsvermÇgensvergleich nach § 4 Abs. 1
EStG zur EinnahmenÅberschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG Åbergeht (siehefi Rz. 287).

Verwaltungsseitige Anwendung der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung bei Gewinnermittlung
nach § 4 Abs. 3 EStG: Zur Anwendung der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung bei der betriebli-
chen �berschussrechnung sieht die R 6.6 Abs. 5 EStR detaillierte Regelungen vor. Danach gel-
ten Grunds�tze zur GewinnÅbertragung auf Ersatzbeschaffungen fÅr bilanzierende Betriebe
zwar „sinngem�ß“ auch bei Gewinnermittlung durch EinnahmenÅberschussrechnung (R 6.6
Abs. 5 Satz 1 EStR); gleichwohl werden dann aber in R 6.6 Abs. 5 S�tze 2 bis 5 EStR eigenst�ndi-
ge Regelungen getroffen, die die Bilanzierungsgrunds�tze auf das Zu- und Abflussprinzip Åber-
tragen.

Sinngem�ße �bertragung der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung auf die EinnahmenÅber-
schussrechnung nach den EStR: Ist die „Entsch�digungsleistung hÇher als der im Zeitpunkt des
Ausscheidens noch nicht abgesetzte Teil der Anschaffungs- oder Herstellungskosten, kann der
darÅber hinausgehende Betrag im Wirtschaftsjahr der Ersatzbeschaffung von den Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten des Ersatzwirtschaftsguts sofort voll abgesetzt werden“ (R 6.6
Abs. 5 Satz 2 EStR). Bei sp�terem Zufluss der Entsch�digungsleistung, „ist es aus Billigkeits-
grÅnden nicht zu beanstanden, wenn der Steuerpflichtige den noch nicht abgesetzten Betrag
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten des ausgeschiedenen Wirtschaftsguts in demWirt-
schaftsjahr berÅcksichtigt, in dem die Entsch�digung geleistet wird“ (R 6.6 Ab. 5 Satz 3 EStR).
Wird der Schaden nicht in dem Wirtschaftsjahr beseitigt, in dem er eingetreten ist oder in
dem die Entsch�digung gezahlt wird, ist es aus BilligkeitsgrÅnden auch nicht zu beanstanden,
wenn sowohl der noch nicht abgesetzte Betrag der Anschaffungs- oder Herstellungskosten
des ausgeschiedenen Wirtschaftsguts als auch die Entsch�digungsleistung erst in dem Wirt-
schaftsjahr der Ersatzbeschaffung berÅcksichtigt wird (R 6.6 Abs. 5 Satz 4 EStR). Nach R 6.6
Abs. 5 Satz 5 EStR muss eine Ersatzbeschaffungsabsicht vorliegen und die Ersatzbeschaffung
innerhalb der fÅr die RÅcklage vorgesehenen Fristen vorgenommen werden. Auf die in R 6.6
Abs. 4 S�tze 5 und 6 EStR vorgesehenen Verl�ngerungsoptionen bei Vorliegen besonderer Um-
st�nde wird eigens verwiesen (R 6.6 Abs. 5 Satz 6 EStR).

Stellungnahme zu R 6.6 Abs. 5 EStR: Mit der �bertragung der bilanzsteuerrechtlichen Grund-
s�tze zur Ersatzbeschaffung auf die Gewinnermittlung durch EinnahmenÅberschussrechnung
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1 BFH v. 4.2.1999 - IV R 57/97, BStBl 1999 II 602.

2 Gl. A. Korn/Strahl in Korn, EStG § 6 Rz. 451.

3 BFH v. 29.4.1999 - IV R 7/98, BStBl 1999 II 488.
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verl�sst die Verwaltung den bisher anerkannten Kernbereich der ErsatzbeschaffungsbegÅns-
tigung und verletzt damit den rechtsstaatlichen Gesetzesvorbehalt i. S. d. Art. 20 Abs. 3 GG (sie-
he fi Rz. 287).1 Nachdem der BFH bisher noch nie Åber die Bildung2 einer „RÅcklage“ bei Ein-
nahmenÅberschussrechnung entschieden hat, kann insoweit auch nicht von einer Erweiterung
des Instituts der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung auf gewohnheitsrechtlicher Grundlage aus-
gegangen werden.3 Die verfassungswidrige Verwaltungsanordnung l�sst sich auch nicht durch
die wiederholte Berufung auf BilligkeitsgrÅnde in R 6.6 Abs. 5 S�tze 3 und 4 EStR rechtfertigen.
Billigkeitsmaßnahmen dienen der Anpassung des steuerrechtlichen Ergebnisses an die Beson-
derheiten des Einzelfalls, um Rechtsfolgen auszugleichen, die das Ziel der typisierenden ge-
setzlichen Vorschrift verfehlen und deshalb ungerecht erscheinen. Sie gleichen H�rten im Ein-
zelfall aus, die der steuerrechtlichen Wertentscheidung des Gesetzgebers nicht entsprechen
und damit zu einem vom Gesetzgeber nicht gewollten Ergebnis fÅhren.4

Im Einzelfall mag daher eine GewinnÅbertragung zur Ersatzbeschaffung nach § 163 AO auch
bei Gewinnermittlung durch EinnahmenÅberschussrechnung zuzulassen sein. Eine allgemein
verbindliche Regelung kann aber nur der Gesetzgeber treffen. Dieser wÅrde jedoch kaum die
Regelung der R 6.6 Abs. 5 EStR Åbernehmen, die ohne entsprechende Aufzeichnungspflichten
nicht gew�hrleistet, dass der �bertragungsvorgang in der Gewinnermittlung verfolgt werden
kann. Dagegen kÇnnte sich der Gesetzgeber sinnvoller Weise an der Regelung des § 6c EStG
orientieren. Dort ist die Bildung der RÅcklage als Betriebsausgabe (Abzug), ihre AuflÇsung aber
als Betriebseinnahme (Zuschlag) zu behandeln und der Zeitraum zwischen Abzug und Zu-
schlag als Zeitraum zu sehen, in dem die RÅcklage bestanden hat (§ 6c Abs. 1 Satz 2 EStG). Im
�brigen sind in dieser Vorschrift auch besondere Aufzeichnungspflichten vorgesehen (§ 6c
Abs. 2 EStG), die eine Analogie zur Verfolgbarkeit in der Bildung und AuflÇsung der RÅcklage in
der BuchfÅhrung nach § 6b Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 EStG bilden.

PPRRAAXXIISSHHIINNWWEEIISS::

Die FinanzbehÇrde ist zwar an die Richtlinienregelung gebunden. Kommt es aber zum Streit um eine der
Voraussetzungen der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung bei Gewinnermittlung durch EinnahmenÅber-
schussrechnung, dann besteht das Risiko, dass ein Steuergericht die Regelung in R 6.6 Abs. 5 EStR fÅr un-
zul�ssig h�lt, wie ja auch etwa die Teilwertabschreibung bei EinnahmenÅberschussrechnung nicht aner-
kannt wird. Der Steuerpflichtige kÇnnte daher im Einzelfall zus�tzlich eine Billigkeitsmaßnahme nach
§ 163 AO beantragen,5 die als Ermessensentscheidung von den Gerichten nur eingeschr�nkt ÅberprÅfbar
w�re (§ 102 FGO). Eine solche Billigkeitsentscheidung im Einzelfall h�lt auch der BFH fÅr denkbar, wenn
darÅber in einem eigenen Verfahren entschieden wird.6

Verwaltungsseitige Anwendung der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung bei Gewinnermittlung
nach § 13a EStG: Wird der Gewinn nach Durchschnittss�tzen gem. § 13a EStG ermittelt, sind
das zwangsweise Ausscheiden von WirtschaftsgÅtern und die damit zusammenh�ngenden
Entsch�digungsleistungen auf Antrag nicht zu berÅcksichtigen, wenn eine Ersatzbeschaffung

EStG § 6b 350 Anhang 1: �bertragung stiller Reserven bei Ersatzbeschaffung
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1 Zum Gesetzesvorbehalt: BFH v. 11.4.2005 - GrS 2/02, BStBl 2005 II 679 unter C.4.a und BFH v. 28.11.2016 - GrS 1/15,
BStBl 2017 II 393 Rz. 90 ff.

2 Mit Urteil v. 29.4.1999 - IV R 7/98 (BStBl 1999 II 488) hatte der BFH nur die Beibehaltung einer im buchfÅhrenden
Betrieb gebildeten RÅcklage nach dem �bergang zur EinnahmenÅberschussrechnung zugelassen.

3 Zu Zweifeln an der Anwendung der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG
schon Kanzler, FR 1999, 852.

4 BFH v. 11.4.2005 - GrS 2/02, BStBl 2005 II 679 unter C.3.a der GrÅnde.

5 Dazu praxisorientiert Holste gen. GÇcke, FR 2023, 1065.

6 Siehe etwa BFH v. 13.10.2010 - I R 79/09, BStBl 2014 II 943 betr. Squeeze-out unter I.5 der EntscheidungsgrÅnde.
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zeitnah vorgenommen wird (R 6.6 Abs. 6 Halbsatz 1 EStR); die Fristen in R 6.6 Abs. 4 Satz 3 bis
6 EStR gelten entsprechend (R 6.6 Abs. 6 Halbsatz 2 EStR).

PPRRAAXXIISSHHIINNWWEEIISS::

Der Antrag ist formlos in demWirtschaftsjahr zu stellen, in dem das Wirtschaftsgut aus dem Betriebsver-
mÇgen ausgeschieden ist. Damit dokumentiert der Steuerpflichtige zugleich seine Ersatzbeschaffungs-
absicht. In dem Antrag mÅsste der Ersatzbeschaffungstatbestand dargelegt werden, damit das Finanz-
amt in die Lage versetzt wird, die Einhaltung der Ersatzbeschaffungsfristen zu ÅberprÅfen.

Stellungnahme zu R 6.6 Abs. 6 EStR: Die Verwaltungsregelung zu R 6.6 Abs. 6 EStR wider-
spricht der gesetzlichen Vorschrift des § 13a Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 EStG, wonach die gem. § 4
Abs. 3 EStG zu ermittelnden Sondergewinne gem. § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EStG Teil des Durch-
schnittssatzgewinns sind. Zu diesen Sondergewinnen gehÇren auch Entsch�digungen fÅr den
Verlust bestimmter WirtschaftsgÅter (§ 13a Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c EStG) und Gewinne
aus der AuflÇsung von RÅcklagen (§ 13a Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 Buchst. d EStG). Dass die Regelung
der R 6.6 EStR im Regierungsentwurf zum ZollkodexAnpG1 fÅr anwendbar gehalten wird, �n-
dert nichts an ihrem Charakter als Verwaltungsanordnung. Allerdings sind gew�hrte Entsch�-
digungen fÅr den Verlust, den Untergang oder die Wertminderung von WirtschaftsgÅtern des
AnlagevermÇgens und von Tieren i. S. des § 13a Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a oder b EStG nur
dann als Sondergewinn zu erfassen, wenn sie die Bagatellgrenze von 15.000A Åberschreiten.2

Dies folgt aus der in § 13a Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c EStG enthaltenen Verweisung auf die
die Regelung zur Bagatellgrenze enthaltene Vorschrift des § 13a Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b
EStG.3 Daher bedarf es fÅr Entsch�digungen bis 15.000A auch keiner ErsatzbeschaffungsrÅck-
lage, deren AuflÇsung als Teil des Durchschnittssatzgewinns zu erfassen w�re.

PPRRAAXXIISSHHIINNWWEEIISS::

M. E. ist die der gesetzlichen Regelung widersprechende Verwaltungsanweisung rechtswidrig und mit
dem Risiko behaftet, von der Rechtsprechung verworfen zu werden. Der Steuerpflichtige kÇnnte daher im
Einzelfall zus�tzlich zu dem Antrag nach R 6.6 Abs. 6 EStR eine Billigkeitsmaßnahme nach § 163 AO anre-
gen (siehefiRz. 349).

(Einstweilen frei)

4. Umfang der GewinnÅbertragung

Ermittlung der Åbertragbaren stillen Reserven: Die Åbertragbaren aufgedeckten stillen Reser-
ven ergeben sich aus der Differenz zwischen dem Buchwert des ausgeschiedenen Wirtschafts-
guts und dem Ver�ußerungserlÇs oder der Entsch�digung, abzÅglich etwaiger vom Steuer-
pflichtigen zu tragenden Kosten; der Teilwert des zerstÇrten Wirtschaftsguts ist dafÅr ohne Be-
deutung.4 Andererseits ist eine Teilwertabschreibung auf das Ersatzwirtschaftsgut nur mÇg-
lich, wenn der nach der �bertragung der stillen Reserven verbleibende Betrag hÇher ist als der
Teilwert; im �brigen ist die Nachholung einer frÅher mÇglichen, inzwischen aber nicht mehr
gerechtfertigten Teilwertabschreibung ausgeschlossen.5 Bei abnutzbaren WirtschaftsgÅtern
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1 Vom 3.11.2014, BT-Drucks. 18/3017, 47.

2 BMF v. 10.11.2015, BStBl 2015 I 877, Tz. 52.

3 Kanzler in Herrmann/Heuer/Raupach, EStG, § 13a Anm. 63 f.; Krumm in Kirchhof/SÇhn/Mellinghoff, EStG, § 13a D 29
jeweils m.w. N.

4 BFH v. 9.12.1982 - IV R 54/80, BStBl 1983 II 371; BFH v. 24.6.1999 - IV R 46/97, BStBl 1999 II 561, 562 mit Anm. Kanz-
ler, NWB Fach 3, 11157 = NWB ZAAAA-73338.

5 BFH v. 5.2.1981 - IV R 87/77, BStBl 1987 II 432.
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ist noch vom letzten Bilanzstichtag bis zum Zeitpunkt des Ausscheidens eine zeitanteilige AfA
vorzunehmen. Wird mit der Entsch�digung auch Umsatzsteuer erstattet, so kann diese in die
RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung eingehen, gleichgÅltig ob der Empf�nger zum Vorsteuerabzug
berechtigt ist, einen pauschalierten Vorsteuerabzug in Anspruch nimmt oder vom Abzug der
Vorsteuer ausgeschlossen ist.1

Abgrenzung begÅnstigter von nicht begÅnstigten Entsch�digungen: �bertragbar sind nur die
durch eine Entsch�digungszahlung aufgedeckten stillen Reserven des entzogenen Wirtschafts-
guts. Dagegen ist der anl�sslich der Enteignung entstandene Gewinn z. B. auf Grund von Ent-
sch�digungen fÅr kÅnftige Nachteile beim Wiederaufbau2 oder auf Grund von Zinszahlungen3

ebenso wenig Åbertragbar, wie eine von der Straßenbauverwaltung an den Verk�ufer land-
wirtschaftlicher Nutzfl�chen gezahlte „Entsch�digung fÅr Erwerbsverluste“4 oder eine Ertrags-
wertentsch�digung fÅr die Beeintr�chtigung des verbleibenden Betriebs.5 Ausnahmsweise
sind aber auch Zinsen als Teil der Entsch�digung zu berÅcksichtigen, wenn dem Steuerpflichti-
gen auf Grund einer vorgezogenen Auszahlung der Entsch�digungssumme vereinbarungs-
gem�ß ein Zinsvorteil in HÇhe der zu erwartenden Preissteigerungsrate zugewendet wurde,
der zugleich dem zu erwartenden Anwachsen der stillen Reserven in dem entzogenen Wirt-
schaftsgut entsprach.6

Auch Leistungen aus einer Betriebsunterbrechungsversicherung kÇnnen grunds�tzlich nicht in
eine RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung einbezogen werden; das ist nach Auffassung des BFH je-
doch anders zu beurteilen, wenn mit den Leistungen aus dieser Versicherung ausschließlich
Wiederbeschaffungskosten fÅr ein zerstÇrtes Wirtschaftsgut des AnlagevermÇgens ersetzt
werden, weil dadurch die Betriebsunterbrechung abgekÅrzt und die vom Versicherer zu erstat-
tenden laufenden Sch�den verringert werden.7 Dies gilt auch fÅr die von der Versicherung er-
statteten Mehrkosten fÅr die beschleunigte Wiederbeschaffung der durch Brand zerstÇrten
WirtschaftsgÅter.8 Andererseits werden die Åbertragbaren stillen Reserven nicht durch Abzin-
sung einer unverzinslichen, durch eine Wiederaufbauklausel beschr�nkten Brandentsch�di-
gungsforderung gemindert.9

Anteilige GewinnÅbertragung bei Mehrentsch�digung: Scheidet ein Wirtschaftsgut gegen Bar-
zahlung und gegen Erhalt eines gleichwertigen Ersatzwirtschaftsguts aus dem Betriebsver-
mÇgen aus10 oder wird die fÅr das Ausscheiden eines Wirtschaftsguts erhaltene Entsch�di-
gung nicht in voller HÇhe zur Beschaffung eines Ersatzwirtschaftsguts verwendet,11 dÅrfen die
aufgedeckten stillen Reserven nur anteilig auf das Ersatzwirtschaftsgut Åbertragen werden.12

EStG § 6b 356 – 357 Anhang 1: �bertragung stiller Reserven bei Ersatzbeschaffung
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1 BFH v. 24.6.1999 - IV R 46/97, BStBl 1999 II 561, 562.

2 BFH v. 8.12.1977 - IV R 145/73, n.v.

3 BFH v. 29.4.1982 - IV R 10/79, BStBl 1982 II 568 und BFH v. 28.10.1998 - X R 96/96, BStBl 1999 II 217, Verfassungs-
beschwerde nicht zur Entscheidung angenommen: BVerfG v. 27.1.2005 - 2 BvR 1016/04, NWB KAAAC-29905.

4 FG Mecklenburg-Vorpommern v. 13.11.2008 - 2 K 228/06, EFG 2009, 914 = NWB OAAAD-26078, rkr.

5 BFH v. 11.7.1973 - I R 140/71, BStBl 1973 II 840.

6 BFH v. 29.4.1982 - IV R 10/79, BStBl 1982 II 568.

7 BFH v. 9.12.1982 - IV R 54/80, BStBl 1983 II 371.

8 BFH v. 9.12.1982 - IV R 54/80, BStBl 1983 II 371.

9 BFH v. 4.2.1999 - IV R 57/97, BStBl 1999 II 602.

10 BFH v. 3.9.1957- I 315/56 U, BStBl 1957 III 386.

11 BFH v. 9.5.1957- IV 406/55 U, BStBl 1957 III 261.

12 BFH v. 15.1.1969 - I 18/65, BStBl 1969 II 310 m.w. N.; siehe auch H 6.6 Abs. 3 EStH mit Berechnungsbeispiel; das
Schrifttum folgt dieser Einschr�nkung Åberwiegend; siehe nur Kanzler in Prinz/Kanzler, Handbuch Bilanzsteuerrecht,
4. Aufl. 2021, Rz. 5498; Krumm in Brandis/Heuermann, § 6 EStG Rz. 1297; Bedenken hingegen von Tonner in Borde-
win/Brandt, § 5 EStG Rz. 451 „Beispiel“.
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BBEEIISSPPIIEELL::11 P

Letzter Buchwert des ausgeschiedenen Wirtschaftsguts 100.000A

Erhaltene Entsch�digung bzw. Kaufpreis 200.000A

Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Ersatzwirtschaftsguts 150.000A

Die aufgedeckten stillen Reserven in HÇhe von 100.000A (Entsch�digung 200.000A abzÅglich Buch-
wert 100.000A) kÇnnen nur zu 75%, also in HÇhe von75.000A auf das Ersatzwirtschaftsgut Åbertra-
gen werden, weil 50.000A der erhaltenen Entsch�digung, also 25%, nicht fÅr die Anschaffung oder
Herstellung des Ersatzwirtschaftsguts verwendet wurden.

Der danach nicht verbrauchte Teil des Gewinns bzw. der RÅcklage kann im Rahmen der Ersatz-
beschaffungsfristen nur dann fortgefÅhrt werden, wenn es sich bei der Ersatzbeschaffung um
einen Teilersatz gehandelt hat und eine erg�nzende Ersatzbeschaffung ernstlich geplant ist.2

Folgerichtige Anwendung der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung bei TeilÅbertragung stiller Re-
serven: Der von der Rechtsprechung des BFH praeter legem entwickelte Grundsatz3 zur antei-
ligen GewinnÅbertragung bei Mehrentsch�digungen beruht auf der �berlegung, dass das mit
der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung erÇffnete Wahlrecht grunds�tzlich die �bertragung der
gesamten aufgedeckten stillen Reserven umfasst. Sieht der Steuerpflichtige dagegen von einer
Ersatzbeschaffung ab, kommt eine �bertragung der stillen Reserven ebenso wenig in Betracht,
wie wenn er auf das Wahlrecht verzichtet. Wird fÅr die Beschaffung eines Ersatzwirtschafts-
guts aber weniger aufgewendet, als durch die Ver�ußerung des ausgeschiedenen Wirtschafts-
guts erlÇst wurde, wird also ein Mittelweg gew�hlt zwischen der vollen Verwendung des ErlÇ-
ses zur Wiederbeschaffung einerseits und einem Verzicht auf Ersatzbeschaffung andererseits,
so kÇnnen die stillen Reserven auf das als Ersatz beschaffte Wirtschaftsgut folgerichtig auch
nur anteilig Åbertragen werden.4 Diese sachgerechte und vertretbare Einschr�nkung der Er-
satzbeschaffungsbegÅnstigung beruht letztlich auf der Grundannahme, dass das Wahlrecht
auf GewinnÅbertragung in Enteignungs- und Katastrophenf�llen grunds�tzlich die gesamten
aufgedeckten stillen Reserven umfasst (siehe fi Rz. 292, fi Rz. 331). Die dargelegten seit Jahr-
zehnten unangefochten angewendeten Grunds�tze sind Teil des in Gewohnheitsrecht erstark-
ten Instituts der ErsatzbeschaffungsbegÅnstigung. Eine Abkehr davon ist Sache des Gesetz-
gebers.

5. AuflÇsung der RÅcklage

RÅcklageauflÇsung bei Anschaffung oder Herstellung des Ersatzwirtschaftsguts: Im Zeitpunkt
der Ersatzbeschaffung ist die RÅcklage durch �bertragung auf die Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten des Ersatzwirtschaftsguts aufzulÇsen (R 6.6 Abs. 4 Satz 8 EStR). Die Anschaffungs-
oder Herstellungskosten des Ersatzwirtschaftsguts werden um den Betrag der RÅcklage ge-
kÅrzt. Der verbleibende Betrag ist dann die Bemessungsgrundlage fÅr die AfA des Ersatzwirt-
schaftsguts; auch eine Teilwertabschreibung ist nur zul�ssig, wenn der Teilwert aufgrund einer
voraussichtlich dauernden Wertminderung unter den gekÅrzten Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten liegt (siehe fi Rz. 330). Nach R 6.6 Abs. 4 Satz 9 EStR ist R 6.6 Abs. 3 EStR entspre-
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1 Nach Leing�rtner/Kanzler, Besteuerung der Land- und Forstwirte, Kap. 31 Rz. 186. Siehe auch das Beispiel zu H 6.6
Abs. 3 EStH „Mehrentsch�digung“.

2 BFH v. 3.9.1957 - I 315/56 U, BStBl 1957 III 386 und BFH v. 15.1.1969 - I 18/65, BStBl 1969 II 310.

3 BFH v. 15.1.1969 - I 18/65, BStBl 1969 II 310.

4 BFH v. 15.1.1969 - I 18/65, BStBl 1969 II 310.
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chend anzuwenden; damit gilt die wechselbezÅgliche �bertragung der stillen Reserven auf
neu angeschafften Grund und Boden oder auf ein neu angeschafftes oder hergestelltes Geb�u-
de auch fÅr die AuflÇsung der RÅcklage bei Ersatzbeschaffung (siehe fi Rz. 322).

Vorzeitige ZwangsauflÇsung der ErsatzbeschaffungsrÅcklage: Die RÅcklage ist vor Ablauf der
Ersatzbeschaffungsfristen und zu dem Zeitpunkt aufzulÇsen, in dem die Absicht der Ersatz-
beschaffung endgÅltig aufgegeben wird.1 Damit ist aber auch die jederzeitige freiwillige, will-
kÅrliche oder ratenweise AuflÇsung der RÅcklage unzul�ssig.2 Sie wÅrde dem Gebot der vollen
�bertragung der stillen Reserven widersprechen (siehe fi Rz. 330, fi Rz. 357) und den Steuer-
pflichtigen hinsichtlich der verbleibenden RÅcklage nur zu einer anteiligen �bertragung der
stillen Reserven berechtigen (siehe fiRz. 356 f.). Auch ist eine teilweise Aufgabe der Ersatz-
beschaffungsabsicht kaum denkbar. Hierin unterscheidet sich die RÅcklage fÅr Ersatzbeschaf-
fung von der ReinvestitionsrÅcklage. Buchungstechnisch ist die AuflÇsung der RÅcklage ebenso
wie die Bildung oder ihre �bertragung auch im Laufe des Wirtschaftsjahrs zul�ssig; eine unter-
j�hrige AuflÇsung der RÅcklage hat aber keine Auswirkung auf den mit der RÅcklagenbildung
verbundenen Steueraufschub, der erst mit Ablauf des Wirtschaftsjahrs endet.3 Wird eine be-
stehende RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung bei Betriebsver�ußerung oder -aufgabe aufgelÇst,
dann ist der daraus entstehende Gewinn Teil des tarifbegÅnstigten Ver�ußerungsgewinns (sie-
hefi Rz. 293).4

RÅcklageauflÇsung ohne Zinszuschlag: Die ZwangsauflÇsung der RÅcklage bei Fristablauf oder
bei vorzeitiger Aufgabe der Ersatzbeschaffungsabsicht lÇst im �brigen auch keinen Zins-
zuschlag aus, wie er etwa nach § 6b Abs. 7 EStG vorgesehen ist. Bei EinfÅhrung des Zins-
zuschlags durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz5 wies der Finanzausschuss zur Klarstellung
ausdrÅcklich darauf hin, „daß hinsichtlich der in Abschn. 35 Abs. 2 ESt-Richtlinien genannten
F�lle (hÇhere Gewalt, behÇrdlicher Eingriff) keine Einschr�nkung vorgesehen ist“.6

Nicht zu einer ZwangsauflÇsung fÅhrende Betriebsvorg�nge: Eine RÅcklage fÅr Ersatzbeschaf-
fung kann selbst nach einem �bergang vom BetriebsvermÇgensgleich zur EinnahmenÅber-
schussrechnung fortgefÅhrt werden. Auch der Strukturwandel eines Gewerbebetriebs zum
land- und forstwirtschaftlichen Betrieb oder zur selbst�ndigen T�tigkeit fÅhrt nicht zu einer
ZwangsauflÇsung bestehender RÅcklagen fÅr Ersatzbeschaffung. Es fehlt insoweit an einer die
Gewerbesteuerentstrickung verhindernden Regelung, wie sie in § 6b Abs. 4 Satz 2 EStG vor-
gesehen ist. Hat der vorsteuerabzugsberechtigte Unternehmer auch den auf die Umsatzsteuer
entfallenden Entsch�digungsbetrag in die RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung eingestellt (siehe
fi Rz. 355), so fÅhrt die sp�tere Inanspruchnahme des Vorsteuerabzugs im Zusammenhang
mit der Wiederbeschaffung nicht zu einer ZwangsauflÇsung der RÅcklage in HÇhe des Vorsteu-
erbetrags.7

(Einstweilen frei)

EStG § 6b 360 – 369 Anhang 1: �bertragung stiller Reserven bei Ersatzbeschaffung

88 Kanzler

1 St�ndige Rechtsprechung, zuletzt BFH v. 12.1.2012 - IV R 4/09, BStBl 2014 II 443, m.w. N.

2 Kanzler in Prinz/Kanzler, Handbuch Bilanzsteuerrecht, 4. Aufl. 2021, Rz. 5497; a. A. Tiedchen in Herrmann/Heuer/Rau-
pach, EStG, § 5 Anm. 659.

3 BFH v. 26.10.1989 - IV R 83/88, BStBl 1990 II 290 betr. eine ReinvestitionsrÅcklage.

4 BFH v. 25.6.1975 - I R 201/73, BStBl 1975 II 848 und BFH v. 17.10.1991 - IV R 97/89, BStBl 1992 II 392; gl. A. H 16 Abs. 9
EStH „RÅcklage“.

5 Vom 22.12.1981, BGBl 1981 I 1523.

6 BT-Drucks. 9/971, 88.

7 BFH v. 24.6.1999 - IV R 46/97, BStBl 1999 II 561, 562 mit Anm. Kanzler, NWB Fach 3, 11157 = NWB ZAAAA-73
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§ 6b Anhang 2: Gemeinsamkeiten und Unterschiede
zwischen den GewinnÅbertragungen nach §§ 6b,
6c EStG und R 6.6 EStR

Stand: Januar 2024

Tatbestandsvoraussetzungen und
Rechtsfolgen

ReinvestitionsrÅcklage (§ 6b EStG) RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung
(R 6.6 EStR)

PersÇnlicher Geltungsbereich Geltung fÅr natÅrliche und – mit Aus-
nahme des § 6b Abs. 10 EStG – fÅr ju-
ristische Per-sonen
Berechtigt ist der Stpfl. (personen-
bzw. gesellschafterbezogene, nicht
betriebsbezogene Anwendung – Ge-
winnÅbertragung in anderes Betriebs-
vermÇgen zul�ssig– vorÅbergehende
betriebs- bzw. gesellschaftsbezogene
Anwendung in den VZ 1999-2001)
Geltung fÅr beschr�nkt Stpfl.

Geltung fÅr natÅrliche und juristische
Personen
Berechtigt ist der Stpfl. aber betriebs-
bzw. gesellschaftsbezogene Anwen-
dung (Erfordernis der Funktionsgleich-
heit des Wirtschaftsguts verhindert
�bertragung in anderes Betriebsver-
mÇgen
Geltung fÅr beschr�nkt Stpfl.

Sachlicher Geltungsbereich " EStG: Geltung fÅr alle drei betrieb-
lichen Einkunftsarten

" KStG: Mit Ausnahme des § 6b
Abs. 10 EStG gilt § 6b EStG auch
fÅr die KSt (§ 8 Abs. 1 Satz 1 KStG
und § 31 Abs. 1 Satz 1 KStG bezÅg-
lich der Stundungsregelung des
§ 6b Abs. 2a EStG

" GewStG: Mit Ausnahme des § 6b
Abs. 2a EStG gilt § 6b EStG auch
fÅr die GewSt (§ 7 GewStG)

Einheitliche AusÅbung der Wahlrechte
des § 6b EStG fÅr die Einkommens-
und Ge-werbesteuer (BFH v. 25.4.1985
- IV R 83/83, BStBl 1986 II 350)

" EStG: Geltung fÅr alle drei betrieb-
lichen Einkunftsarten; nicht analo-
gief�hig (BFH v. 13.10.2010 - I R
79/09, BStBl 2014 II 943)

" KStG und GewStG: Geltung wie
bei § 6b EStG

Gewinnermittlungsart Bestandsvergleich nach § 4 Abs. 1 und
§ 5 EStG (§ 6b Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG
– aber § 6c EStG fÅr Gewinnermitt-
lung nach § 4 Abs. 3 und § 13a EStG)

Bestandsvergleich nach § 4 Abs. 1 und
§ 5 EStG; sowie Gewinnermittlung
nach § 4 Abs. 3 und § 13a EStG EStG (R
6.6 Abs. 5 EStR; a. A. BFH v. 4.2.1999 -
IV R 57/97, BStBl 1999 II 602)

Gewinnsch�tzung unzul�ssig (BFH v. 24.1.1990 – I R
152-153/85, BStBl. 1990 II 426)

unzul�ssig (BFH v. 4.2.1999 – IV R
57/97, BStBl. II 1999, 602 gegen
Abschn. 35 Abs. 6 EStR 1990; jetzt
BMF v. 21.9.1999, BStBl. 1999 I 835)

Buchm�ßige Voraussetzungen Verfolgbarkeit von Bildung und Auf-
lÇsung in der BuchfÅhrung (§ 6b Abs. 4
Satz 1 Nr. 5 EStG)

Keine

Stpfl. mit Handelsbilanz Gesondertes Verzeichnis nach § 5
Abs. 1 Satz 2 und 3 EStG

Gesondertes Verzeichnis nach § 5
Abs. 1 Satz 2 und 3 EStG (R 6.6 Abs. 1
Satz 2 Nr. 3 EStR 2012)
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Ausgeschiedene WirtschaftsgÅter WirtschaftsgÅter des Anlagever-
mÇgens – 6 Jahre MindestzugehÇrig-
keit zum AnlagevermÇgen einer inl�n-
dischen Betriebsst�tte (§ 6b Abs. 1
und Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EStG)

Alle betrieblichen WirtschaftsgÅter
des Anlage- und UmlaufvermÇgens
ohne MindestzugehÇrigkeit (R 6.6
Abs. 1 Nr. 1 EStR 2012) und ohne Be-
schr�nkung auf inl�ndisches Betriebs-
vermÇgen

ReinvestitionsgÅter " Nur bestimmte WirtschaftsgÅter
des AnlagevermÇgens (§ 6b Abs. 1
und Abs. 10 EStG)

" Anschaffung im Wirtschaftsjahr
vor Ver�ußerung mÇglich (§ 6b
Abs. 1 Satz 1 EStG)

" Einlage nicht begÅnstigt
" Reinvestitionsgut muss zum Anla-

gevermÇgen einer inl�ndischen
Betriebsst�tte gehÇren1

" Alle betrieblichen, mit den aus-
geschiedenen WirtschaftsgÅtern
funktionsgleichen Anlage- und
UmlaufgÅter (R 6.6 Abs. 1 Nr. 2
EStR 2012)

" Anschaffung im Wirtschaftsjahr
vor Ver�ußerung mÇglich (BFH
v. 12.6.2001 – XI R 5/00, BStBl
2001 II 830 und H 6.6 Abs. 3 EStH
„Vorherige Anschaffung“

" Einlage nicht begÅnstigt (H 6.6
Abs. 1 EStH „Einlage“)

Gewinnrealisierungstatbest�nde Gewinnrealisierungstatbest�nde ent-
geltliche Ver�ußerung

" Aufdeckung stiller Reserven durch
hÇhere Gewalt, behÇrdlichen Ein-
griff oder Ver�ußerung zur Ver-
meidung eines behÇrdlichen Ein-
griffs

" Entnahme nicht begÅnstigt (H 6.6
Abs. 1 EStH 2012 „Entnahme“)

Absicht: Reinvestitions- oder Ersatz-
beschaffungsabsicht

Keine Reinvestitionsabsicht voraus-
gesetzt - RÅcklagebildung auch zul�s-
sig bei erkl�rter Absicht, auf Gewinn-
Åbertragung zu verzichten

Ersatzbeschaffungsabsicht grunds�tz-
lich Voraussetzung

90 Kanzler

1 In Erweiterung dieser Inlandsklausel wurde durch das St�ndG 2015 mit Abs. 2a ein weiteres Wahlrecht auf Stundung
des Ver�ußerungsgewinns in § 6b EStG eingefÅhrt (siehe Kanzler in KKB, § 6b EStG Rz. 139 ff.). Dieses Wahlrecht ist
auf die RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung nicht Åbertragbar (dazu Kanzler in KKB, § 6b EStG Rz. 43).
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GewinnÅbertragung " Auf bestimmte AnlagegÅter bis zu
100% mit Beschr�nkung auf art-
gleiche WirtschaftsgÅter bei
Grund und Boden und Binnen-
schiffen (§ 6b Abs. 1 Satz 2 EStG)

" GewinnÅbertragung auch in ande-
re Betriebe oder das Sonder-
betriebsvermÇgen des Stpfl., so-
wie anteilig auf WirtschaftsgÅter
des GesamthandsvermÇgens mÇg-
lich und umgekehrt (sog. rechts-
tr�gerÅbergreifende GewinnÅber-
tragung)

" Auf funktionsgleiche Ersatzwirt-
schaftsgÅter bis zu 100%; bei
Mehrentsch�digung nur anteilige
�bertragung der stillen Reserven
(H 6.6 Abs. 3 EStH 2012)

" Grunds�tzlich GewinnÅbertragung
nur im selben Betrieb (H 6.6 Abs. 1
EStH 2012 „Ersatzwirtschaftsgut“)

" Ausnahmsweise �bertragung auf
WirtschaftsgÅter eines anderen
Betriebs bei Enteignung oder Fort-
bestand des alten Betriebs gef�hr-
dender hÇherer Gewalt (BFH v.
22.1.2004 - IV R 65/02, BStBl 2004
II 421)

" Mehrgewinne aus Grund und Bo-
den kÇnnen auf Anschaffungs-
oder Herstellungskosten eines Ge-
b�udes und umgekehrt Åbertra-
gen werden (R 6.6 Abs. 3 EStR
2012)

" Eine rechtstr�gerÅbergreifende
GewinnÅbertragung auf die Mit-
unternehmerschaft beschr�nkt
(KKB/Kanzler, Anhang 1 zu § 6b
EStG fi Rz. 335

" Beispiel: Verlust des Wirtschafts-
guts im GesamthandsvermÇgen
und Ersatzbeschaffung in einem
SonderbetriebsvermÇgen und vice
versa

�bertragungsfristen " 2 Jahre bei Ver�ußerung von Kapi-
talbeteiligungen (§ 6b Abs. 10
Satz 1 EStG)

" 4 Jahre bei Ver�ußerung aller an-
deren WirtschaftsgÅter (§ 6b
Abs. 3 Satz 2 EStG)

" 6 Jahre bei Reinvestition in Geb�u-
de, wenn mit der Herstellung vor
Ablauf des 4. Jahrs begonnen wur-
de (§ 6b Abs. 3 Satz 3 EStG)

Alle ErsatzbeschaffungsgÅter:
" 1 Jahr grunds�tzlich
ErsatzbeschaffungsgÅter i. S. des § 6b
Abs. 1 Satz 1 EStG:
" 4 Jahre, wenn Ersatzbeschaffungs-

absicht glaubhaft gemacht wird
" 6 Jahre bei neu hergestellten Ge-

b�uden
(R 6.6 Abs. 4 EStR 2012 im An-
schluss an BFH v. 12.1.2012 – IV R
4/09, BFHE 236, 332)
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VorÅbergehende pandemie- und
kriegsbedingte Verl�ngerung der Rein-
vestitionsfristen

" Zweites Corona-Steuerhilfegesetz
v. 29.6.2020 (BGBl 2020 I 1512):
Verl�ngerung um ein Jahr, wenn
die RÅcklage nach bisheriger
Rechtslage am Schluss des nach
dem 29.2.2020 und vor dem
1.1.2021 endenden Wj. aufzulÇsen
gewesen w�re

" KÇMoG v. 25.6.2021 (BGBl 2021 I
2050 ): Verl�ngerung um ein wei-
teres Jahr (§ 52 Abs. 14 Satz 4 EStG
i. d. F. des KÇMoG

" Viertes Corona-Steuerhilfegesetz
v. 19.6.2022 (BGBl 2022 I 911):
Abermalige Verl�ngerung der
Reinvestitionsfristen des § 6b EStG
wurden um ein weiteres Jahr. Da-
nach endet die Reinvestitions-frist
fÅr noch vorhandene RÅcklagen
erst am Schluss des nach dem
31.12.2022 und vor dem 1.1.2024
endenden Wj. (§ 52 Abs. 14 S�tze
4 ff. EStG i. d. F. des CoronaStHG
IV).

" Verl�ngerung der in R 6.6 Abs. 4
Satz 3 bis 6, Abs. 5 Satz 5 und 6 so-
wie Abs. 7 Satz 3 und 4 EStR gere-
gelten Fristen um jeweils ein Jahr,
wenn diese Fristen ansonsten in
einem nach dem 29.2.2020 und
vor dem 1.1.2021 endenden Wj.
abgelaufen sein wÅrden (BMF v.
13.1.2021, BStBl 2021 I 102)

" Verl�ngerung der �bertragungs-
frist um ein weiteres Jahr, wenn
die RÅcklage am Schluss des nach
dem 31.12.2020 und vor dem
1.1.2022 endenden Wj. aufzulÇsen
gewesen w�re (BMF v. 15.12.2021,
BStBl 2021 I 2475)

" Nach Inkrafttreten des Coro-
naStHG IV wurden die Fristen fÅr
die RfE abermals um ein Jahr ver-
l�ngert. Die bestehenden Ersatz-
beschaffungsrÅcklagen sind daher
sp�testens zum 31.12.2023 auf Er-
satzbeschaffungen zu Åbertragen
oder gewinnerhÇhend aufzulÇsen
(BMF v. 20.9.2022, BStBl 2022 I
1379).

RÅcklagebildung RÅcklagebildung auch noch nach dem
Ver�ußerungsjahr und sogar nach Ab-
lauf der Reinvestitionsfristen zul�ssig
(BFH v. 12.12.2000 - VIII R 10/99, BStBl
2001 II 282); Voraussetzung ist, dass
das Wahlrecht am Bilanzstichtag des
Ver�ußerungsjahrs bestanden hat
(BFH v. 7.3.1996 - IV R 34/95, BStBl
1996 II 568)

Zum Bilanzstichtag nach dem Aus-
scheiden des Wirtschaftsguts aus dem
BetriebsvermÇgen - eine Nachholung
der RÅcklage in einem sp�teren Wirt-
schaftsjahr ist unzul�ssig (R 6.6 Abs. 4
Satz 2 EStR)

RÅcklageauflÇsung " Wahlrecht auf jederzeitige Auf-
lÇsung oder TeilauflÇsung der
RÅcklage w�hrend der �bertra-
gungsfristen

" ZwangsauflÇsung mit Ablauf der
�bertragungsfristen

Bei rechtstr�gerÅbergreifender Ge-
winnÅbertragung in Mitunternehmer-
schaften:
" Grunds�tzlich ist die RÅcklage in

der Bilanz des ver�ußernden Be-
triebs aufzulÇsen und ggfls. auf
die ReinvestitionsgÅter des ande-
ren Betriebs zu Åbertragen oder
zwangsweise aufzulÇsen (BFH v.
19.12.2012 - IV R 41/09, BStBl
2013 II 313)

" Ausnahme: Wenn ein Mitunter-
nehmer seinen gesamten Mit-
unternehmeranteil ver�ußert hat
(BFH v. 12.7.2023 - X R 14/21,
NWB SAAAJ-49826: Zust�ndigkeit
des Wohnsitz-FA fÅr die Auf-
lÇsung)

" AuflÇsung bei Ersatzbeschaffung
oder Aufgabe der Ersatzbeschaf-
fungsabsicht

" Keine freiwillige, vorzeitige Auf-
lÇsung mÇglich

" Grunds�tzlich in dem Betrieb, in
dem das Wirtschaftsgut aus dem
BetriebsvermÇgen ausgeschieden
ist (Funktionsgleichheit)

" Ausnahmsweise in anderem Be-
trieb nach Zwangsbetriebsaufgabe
oder -ver�ußerung (BFH v.
22.1.2004 - IV R 65/02, BStBl 2004
II 421)
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Gewinnzuschlag 6% pro Jahr bei AuflÇsung ohne Ge-
winnÅbertragung (§ 6b Abs. 7 EStG)

kein Gewinnzuschlag

Betriebsver�ußerung oder Betriebs-
aufgabe

Keine ZwangsauflÇsung der RÅcklage ZwangsauflÇsung bei Betriebsver-
�ußerung oder -aufgabe (H 16 Abs. 9
EStH 2012)

Bemessungsgrundlage fÅr Absetzun-
gen nach GewinnÅbertragung

die um die GewinnÅbertragung ge-
minderten Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten (§ 6b Abs. 6 EStG)

die um die GewinnÅbertragung ge-
minderten Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten (R 7.3 Abs. 4 EStR
2012)

AusÅbung der Wahlrechte durch Vor-
lage einer entsprechenden Gewinner-
mittlung (Bilanz oder EinnahmenÅber-
schussrechnung)
Kein Antrag erforderlich
Ausnahme: Das Stundungswahlrecht
nach § 6b Abs. 2a Satz 1 f. EStG

" § 6b EStG: AusÅbung durch ent-
sprechende Buchung und Bilanzie-
rung. Wahl-rechtskorrektur bei
fehlerhafter Anwendung des § 6b
EStG nur durch Bilanzberichti-
gung, solange die Bilanz einer
Steuerfestsetzung zugrunde liegt,
die noch aufgehoben oder ge�n-
dert werden kann (§ 4 Abs. 2 Satz 1
EStG). Im �brigen ist eine Wahl-
rechts�nderung nur durch Bilanz-
�nderung im Zusammenhang mit
einer Bilanzberichtigung zul�ssig
(§ 4 Abs. 2 Satz 2 EStG

" § 6c EStG: Die Wahlrechte unter-
liegen keiner zeitlichen Begren-
zung und kÇnnen bis zum Eintritt
der formellen und materiellen Be-
standkraft des entsprechenden
Steuerbescheids ausgeÅbt oder
ge�ndert werden. Im Falle einer
partiellen Bestandskraft kommt
die �nderung aber nur in Betracht,
wenn ihre steuerlichen Folgen
nicht Åber den durch § 351 Abs. 1
AO gesetzten Rahmen hinaus-
gehen (BFH v. 9.12.2015 - X R
56/13, BFH/NV 2016, 618 zu § 34
Abs. 3 EStG)

" Bei Gewinnermittlung nach § 4
Abs. 1 EStG wie bei § 6b EStG

" Bei EinnahmenÅberschussrech-
nung wie bei § 6c EStG

Kein Antrag erforderlich
Ausnahme: Ersatzbeschaffungs-
begÅnstigung bei der Gewinnermitt-
lung nach Durchschnittss�tzen (§ 13a
EStG) nach R 6.6 Abs. 6 EStR
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